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50. Plenarsitzung des Landtags von Rheinland
- Pfab; am 15. Februar '1949 

Beginn: 14.15 Uhr. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Die 50. Sitzung des Land
tages von Rheinland-Pfalz ist eröffnet. Beisitzer · der 
heutigen Sitzung sind .die Abgeordneten Gänger und 
Selzer. Die Rednerfüte füh.rt der Abgeordnete Gänger. 

Entschuldigt zur heutigen Sitzung sind die Abge
ordneten Dr. Ritterspacher, DI". Groß, Müller, Böhm, 
Dr .. Weiß, Doerner, Dörr und Bögler. Das Haus hat 
davon Kenntnis genommen. 

Die Frau Abgeordnete Dr. Gantenberg bittet um 
einen sechswöchigen Urlaub, da sie zu einer Studien

. reise nach England gefahren ist. Das Haus ist hiermit 
einve!:".;;tanden, der Urlaub ist bewilligt. 

Meine Dame,n und Herren! Sie werden es mir er
lassen, an dieser ,Jubiläumssitzung, wenn ·ich sie einmal 
so bezeichnen darf. die Arbeit unseres Parlaments in 
den 50 Plen:=tr<;itzungf>n, aber was eigentlich noch wii:h-
t iger ist , in den 234 Ausschußsitzungen, zu würdigen. 
Ich werde das zu gegebener Zeit nachholen. Zu Beginn 
der letzten Sitzung habe ich die Arbeit unseres Paria- •. 
ments bereits gewürdigt, und ich möchte die heutige 
Sitzung damit eröffnen. daß 'ich dem Wunsche Au~
druck gebe, daß wir weiter 'in wahrer demokratischer 
Gesinnung, d: h. in der Achtung vor der Überzeugung 
des anderen, unsere Arbeit zum Wohle unseres Volkes 
fortsetzen werden. (Beifall.) 

Meine Damen und Herren! Ich· habe zunächist eine 
Reihe von ~itteilungen Ihnen bckanntzugeben. 

Der :i:fund für Körpe1·behinderte und Hintetbliebe,1e 
spricht dem Landtag seinen Dank aus für die Verao
~chiedung des Gesetz~ zur Versorgung der Kriegs
opfer und Kriegshinterbliebenen. 

Die Landesregierung teilt auf · den Beschluß des 
Landtags vom 19. Oktober 1948 betr. Entlassungen bei 
der Betrieb.svereinigung der Südwestdeutschen Eiosen
bahnen folgendes mit: 

.,Wie bereits in der Sitzung des Landtags vom 19.· 
.Tanuar 1949 von Herrn Ludwig ausgeführt worden lst. 
hat der Eisenbahnverkehrsrat die ursprünglich gefor~ 
derte Entlassung von 7000 Arbeitskräften auf die Zahl 
von 2850 vermindern können. In der Sitzung des Eisen
bahnverkehrsrates vom 25. Januar 1949 wurde diese1· 
Bes<;hluß ausdrücklich aufrecht erhalten, .so daß außer 
den bisherigen Kündigungen weitere vorerst nicht er
folgen . 

. In Vertretung: 
gez. Steinlein: · 

Die Landesregierung teilte unter dem 7. Februar zu 
dem Beschluß des Landtages vom ~- September 1947 
folgendes mit: , 

,,Die Pläne zur Schulreform sind b-i.sher in fünf Be
zirkskonferenzen zur Erörterung gestellt worden. So
Woh1. 'die höheren Schulen als auch die Volksschulen 
sind zu einem ei,ngehenden Bericht zum 1. April 1949 
auf.gefordert worden. Ferner haben Verhandlungen 
mit den Kultus:miniGterien der Länder der französi
schen Zone stattgefunden, weil ich Wert darauf lege, 
daß die Pläne aufeinander abgestimmt werden. Die. 
endgültige Vorlage des Schulreformplanes wird vor
aussieht lieh im Laufe des Sommers erfolgen. 

gez.: Unterschrift." 

Zu dem Beschluß des Landtages vom 15. Juli 1948 
betr. Grabstätte des Freihe!:"rn.vom Stein wird folgen-· 
des mitgeteilt : 

.. Nachdem der Herr Minilster der Finanzen mit Er
laß I Hs 19944/48 vom 18. Dezember 1948 seine Zustim
mung zu de!:" von mir beantragten außerplanmäßigen 
Haushaltsausgabe in Höhe der ,in meinem Bericht vom 
4. November 1948 - Gen. 3292 - erwähnten Ko;;t.en 
von 2000 DM erteilt hat, habe ich dem Landeskonser-

vator hiervon im lau(enden Monat 500 DM und für 
Februar. 1500 DM zur Verfügung gestellt mit dem Er
such·en, die Ausführung der vorgesehenen Instandset
zungsarbeiten zu veranlassen. Sobald diese durchge
führt sind, werde ich entsprechend berichten. 

Nach Eingan~ de:, Abschlußberichtes dt>s Ministers 
erhalten Sie weitere Nachricht. 

gez. Unterschrift. ·· 

Die L;rndesregierupg hat au! den Beschluß des Land
lags vom 19 . .Tanuar 1949 zur Drucksache Nr. U / 620 
mit folgendem Schreiben erwidert. Ich bitte den Ab
geordneten Gänger, das SchrP.iben vorzulesen: 

Abg. Gänger: 

Schon erhebliche Zeit vor dem Beschluß vom 19. 
Januar 1949 hat das FinanzrninLc;terium Schritte bei 
der Landeszentralbank, der Bank Deutscher Länder 
und der Militärregierung unternommen, um den Wün- · 
sehen der Sparkassen auf günstiger!" Behandlung bei 
6.er Um.,tellung zum Erfolg zu verhelfen. Es kam hier
·bei dem Finanzministei-itim unseres Landes wstatten. 
daß auch in den Ländern der B izone ähnliche Bestl',;-
un~n eir.setzten. · 

In der Frage der Unterhaltung der Mindestreserven \ 
bei den J;..andeszentralbanken ist seitens der Bank 

: DetJtscher Länder die Zusage gegeben worden, einer 
Unterhaltung der Mindestreserven der Sparkassen bd 
den zusW,ndigen Girozentralen zuzustimmen. Die Pflicht 
wr Unterhaltung der Minde.stre~rve 1egenüber der 
t.anni",7.E;>ntr"1llb<ink liegt dann, 'worauf besonders hin
gewiesen sei, bei der Girozentrale. Nach Mitteilung des 
Pr_äsidenten der Landeszentralbank liegt zur Zeit ein 
entspr<?'Chender Verordnungsentwurf in Frankfurt VO!'. 

Der zweite Ant1ag der Sparkassen, bei der Berech
nung der Mindestreserven die Spareinlagen außer An
satz zu lass:m, ist als solcher abgelehnt worden; indes
sen wurde auf unsere und anderer Stellen dringende 
Befürwortungen zugelassen, daß bci der kürzlich an
geordneten Erhöhung der Mindestr'eserve n die Spa~·
t:inlagen von dieser Erhöhung ausgenommen werde.."l. 

Dem schiießlich noch gestellten Antrag, die Spar
.bestände auf die Mindestreserven anzurechnen, wird 
hiebt stattgegeben werden können, da er praktisch zu 
ei,n.ei- Aufhebung der Mindestreservenbildung führen 
würde. Ein solche-1· Antrag ist mir auch von der Spar
re.;;ervenvertretung bisher nicht vorgelegt , worden. Wir 
möchten deshalb von einem diesbez:üglichen Schritte 
bei der Bank Deut.scher I,,änder ab.sehen. 

Präsident: 

Zu dem Beschluß de-s Landtages vom 16. Dezember 
1948 ging folgendes Schreiben des Herrn Mini„ter
präsidenten ein: 

,.Betr. Beschluß ctes Landtags vom 16. Dezemper 
1948 - II/714 - In dieser Sache teilt das Arbeitsministe
rium unter dem 28. Januar 1949 IV c M/Sch/11133 Tgb. 
Nr. 3569 - folgendes mit: 

,Mit Schreiben vom 9. Dezember 1948 haben wir d ie 
Landesversicherungsanst.alt Rheinland-Pfalz in Speyer 
angewiesen, d ie seit 31. Oktober 1948 nicht mehr ge
zahlten Rententeile der Lothringer Knappschaft den in 
Rheinl~nd-Pfalz ansässigen Berechtigten der Saar
knappschaft vorlagemäßig anzuweisen. Die Renten an 
die Berechti.gten werden sofort nach Eingang der hie:..·
für von der Saa,rknappschaft angeforderten Unterlagen 
(Name des Berechtigten und Hohe des zu zahlenden 
Betrages) von der knappschaftlichen Leitstelle de.r 
LV A. Rheinland-Pfalz in Speyer angewiesen werden. 
Erstattung der vo!:"gelegten Beträge durch das · Land 
v..-urde garantiert. 

Gleichzeitig haben. wir die MilitätTegierung W1ter 
eingehender Darlegung der Verhältnisse um Prüfung 
der Angelegenheit und geeignete Vor~tellungen bei der 
französischen Re.gieru-ng gebeten.', 
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·Sobald die Mitteilung des Arbcit,~minisleriums übPr 
das Ergebnis der letztgenannten Verhandlungen vor
liegt, erhalten Sie weitere Nachricht. 

Im: Auftr.age : 
1::ez. Unterschrift." 

?:u Drucksache Nr. II/502 lasse ich jetzt die Abschrift 
einer Übersetzung einer Note der Militärregierung 
betr. Streichung der 70 Prozent der Festkonten 7.ur 
Verlesung bringen: . 

„Mit S'chreiben Nr. 1089/48/ M vom 4. November 1948 
glaubten Sie, mir ein Gesuch unterbreiten zu sollen, das 
darauC hinzielte, eine Revision des Artikels I Buchsl. a 
der Verordnung 17'5 herbeizuführen, durch· welche die 
::ilre'cirnng von 70 Prozent der Festkonten beschlossen 
wurde. 

Dieses Gesuch, das im Landtag am 24. NovembH 
1948 vory. der SPD-Fraktion vorgelegt wurde, forderte 
die Landesregierung auf, mit den Behörden der Mili
tärregierung zu verhandeln,. um die Annullierung der 
gesetzlichen Verfügu-~g über die Teil-Streichung der 
Festkonten h~rbcizu!ühren. · 

Ich erlaube mir, Sie davon zu unterrichten, daß die 
Streichung der Sieben· Zehntel der Festkonten einem 
intC'ralliforten_ .Be.schluß entspricht, der in Ubereimtim-. 
mung mit dem Artikel 3 des Abschnittes II der Ver
ordnung 160 gefaßt wurde, um die umlaufende Papier
geldmenge zu verringern und der Preiserh~ubg, . die. · 
~i(:h :elt der Währungsreform bemerkbar machte, enl-
gegc,nzuwirkcn. ' · 

Es ist mir d2shalb nicht möglich ,diete Frage erneut 
zu prüfen. da sie endgültig von den drei Oberbefehls
habei n cnt.scllli;den ist, und ich würde· mich 'deshalb 
gezwungen· sehen, gegen jeden neuen Antrag, diese 
Ange!egenhoit vor dem Landtag zu verhandeln, ein 
Veto einzulegen. 

gez. {!·n:terschrift." 

· 'Zu Druck„ache Nr. II/614 wird durch die Staatskanz-
lei folgendes mitgeteilt: • 

.. Die,e.s Gesetz wurde der MHitärregieI"ung am 19. 
Oktober unter Hinweis, auf die besondere Dringlichkeit 
zur Genehmigung vorgelegt, Am 3. Nove'.nber 1948 
teilte die MiliUirregienmg mit, daß sie gegen die Ver
Nkntlichung keine Bejenken habe mit dem Vorbe
hult, daß 

1. di ~ vom Ministerrat beschloi,senen Vercirdnung~
·texte, die au( die;em °Gesetz beruhen, vor iorer VeT
kündung der Militärregierung zwecks Sichtvermc>rks 
7ugi,lcitet würde, • 

2. daß selbige Texte gemäß Art. 3 der Verfassung 
,·on Rheinland-Pfalz dem Landtag zur Bestätigung 
vol'gelcgt würden. Da das Gesetz' bis zum 15. Npvem
bcr 1948 be!ristet war und bis dahin eine Berc.>inigung 
der .Unstimmigkeiten mit 'der Militärregierung erzielt· 
werden konnten, unterblieb die Veröffentlichung. zu-

. mal auch die Militärregierung das Gesetz mit Note vom 
Hl. November 1948, die ,hier: am 22. Nov~mber einging. 
fyr gegenstandslos erklärte. · · 

In Vertretung: 
gez. Untcr-;chrift." 

Zu Drucksache Nr. tr 1723 teilt der Hert M inisler- . 
präsident folgendes mit: 

,.Den . vorstehend bezeichneten Gesetzentwurf, der 
dem Landtag mit Schreiben vom 2. Dezember 1948 
zugeleitet wuide, ziehe ich hie1mit zu.r:ück.'' 

Meine Damen und Herren! Die Tage.s<irdnung wurde 
Ihnen zugeleitet. Der Ält~stenrat ist mit der Aufstel
lung der Tagesordnung einverstanden. ·Widerspruch 
dagegen erhebt sich nicht. Die Tagesordnung ist in J~r 
vorgelegten For'm angenommen. 

Wir kommen zu Punkt 1 der Tagesordnung: Erste 
~eratung eines' Landesgesetzes über die Staatsangehö
rigkeit von Ausr;ebürgertcn (Drucksaehe NI". 111835). 
Wird das Wort erbeten? 

Der Abgeordnete Wagner (SPD.) hat das Wort. 

A b g. W a g n e r ; 

M~ine D<1men und Herren! Dle erste Lesung be
SC'hränkt sich nach uns('rer G:schäftsoI"dnung auf all
gemeine Betrachtungen über die Grundsätze eines G:
~etz~ntwurfes. Ich möchte daher nur in ganz allge
mcJ.nen Betnichtungen über diesen Gesetzentwurf 
sprechen. Aber eine soiclle allgem'3ine Betrachtung über 
den Grundsatz schei!'.lt mir sehr notwendig zu sein, <la 
der Grundsatz, der hier in diesem Entwurf zum Aus
kommt, von mir als unrichtig bezeichnet wird. Wornm 
feht es? Es geht darum, daß Männer und Frauen. die 
als Feinde des NationalsozialisnJus ihr Vaterlan'.i ,•er
hssen haben, um Leben oder Freiheit zu retten. von 
dem verbi;echeri.schen deutschen faschbtisehen System 
:hn1r St8.ats.angehörigkei! beraubt word1·n , sind. Es 
geht darum, daß jene Usurpatoren, die in der un
glückl:chstrn Zeit der deutschen GeschiehtL' d ie Macht 
gehabt haben s:ch da; Recht herausnahmen. Menschen, 
d[e seit Generationen Deutsch'.' waren unj immer. 
Dzutsche geblieben sind, a ls N iehldeutschc zu erklären. 
/Zuruf Abg. Herfel (SPD.): S2nr richtig!) E~ gt•ht dar
um zu untersuch-cn, ob ein deutschf's Parlamr:nt des 
Jahres lll49. · nachdem das verbrech·.•ri:dw Na:?)isystem 
zerstört ,·,ar und mit ihm ],!ider auch Deutschland, ob 
sich ein dculs,·hes Parlam : nt auf den Standpunkt stel
len will, daß an jenen brutalen, allen natiirl ich(•n Emp
findungen und a!!en Sittengesetzen ·widersprechenden 
verbrech2risc:hen Akt <'n eine3 Hillcrrcgimc, auch nur 
ein Sch1,in von Recht haften soll. (ZUl'uf: Sehr richtig!) 
E~ i.st meh-r als 2:n Sch'.!in von Re::ht. der ihm gewährt 
wird durch dieses Landesgesdz. Dieses Landesgesetz 
will zwar gnädigst den Männern und Frauen, denen 

. man aberkannt hat vom Hitlersystl>m. Deuts~he zu 
s:-in:', d 2nE:'n, die draußen in der Welt Dt:.Utsche geblie
ben sind unj die für die deutsche Demokrati(' gekämpft" 
und gearbeitet haben, denen, die im ersten Augen
blick, als .dil' Rück.kehr in das deutsche Vaterland mög
lich war'. zurüclcgek1:"hrt ~ind. daß man d enen gnäd1g5t 
erlaubt. einen Antrag zu stellen (Sehr gut!), auf daß 
die allerhöch.ste Behörde dann erkläre: Wir wcrdl'n 
dir .genehmigen, wieder Deutscher zu sein! 

Meine Damen unä Herrj:!'n! D;e Männe·r ·und Fnuwn. 
die ausg~bürgcrt worden. sind auf Grund jenes bar
barischen Regim::s, und die zurüd{gekehrt sind nach 
Deutschland, die zum Teil aus den reichsten Ländern 
der Well :tn das ärmste kamen, brauchen die einen 
sta.atlichen Stempel daß sie wieder Deutsche sind? Sie 
!Yitze11 z.um Teil "in Pal'lamenten und dürften eigentlich 
n,icht darin sitzen. denn sie müssen ja erst bei der 
unteren · Verwaltungsbcho1·de nach dwscrn Gesetzl·nt
wurf einen Antra:';l stellen, da·ß sie wieder DeutS<:he 
werdcn~Mein·2 Damen und H ~rren! Das ist sicher nicht 
die Absicht d esjenigen, der dt'n Gesetzentwurf ge
macht hat und ganz bestimmt nicht die Absicht der 
Regierung. Mit dieser Frage beschäftigen s ich aber die. 
die davon betroffen s ind, und ,sie empfindPn es, so 
wie der Gesetzenwurf jetzt aus:;ieht, als eine Bekidi-, 
gung, sie empfinden es als eine völlige Verken1:1ung der 
Tatsachen und sie empfinden es geradezu ::tls e-ine An- " 
erkennung eines verbrecherischen Aktes der, Hitler
rEcg.ierung. 

Wil" haben uns vor nicht ganz ein~r Woche im Haupt
ausschuß des Parfa.mentarischen Rates in · Bonn 'mit 
d ~r gleichen Frage beschäffigt. Ich habe im Haupt
ausschuß d es Parlamerital'ischen Rates meinen S tand
punkt klargemacht, bin auch gegen jenen Enfwurf, der 
ähnlich war wie der b.eutige, aufgetreten und habe 
einen einstimmigen Beschluß des Parlamentarischen 
· Rates herbeigefüihrt, und zwar einen einstimmigen Be
schluß, der sich in folgender Richtung bewegt. Diejeni
gen - ich habe nicht den Wortlaut da,. ich sage , es nur 
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dem Sinne nach, vielleicht sogar dem Text ·nach - die 
z:wischen dem 30.· Januar 1933 und Mai' 1945 durch die 
Maßnahmen der Hitlerregierung ausgebürgert worti€n 
sind, gel,ten, wenn sie nach dem 8. Mai 1945 · nach 
Deutschland zurückgekehrt sind, als nichtaus.gebürgert, 
wenn sie nicht einen entgegengesetzten Willen bekundet 
haben. Und damit treffen wir alles. Es gibt nämUch 
Männer und Fra1uen, nicht nur jüdische Flüchtlinge, 
es gibt auch unter Umständen andere, die eine anderl;! 
Staatsangehöl'igkeit angenommen haben und nun .in 
reicheren Ländern hesser leben und dort ble'lben wer
den, die zum Teil die Staatsangehörigkeit noch nicht 
angenommen haben in den anderen Ländern, aber 
n,icht die Absicht haben zurückzukehren und es .gibt 
sogar solc!'J.1:!, .die z:urückg-ekehxt sind in höherer Mission, 
die gar k,ein.en Wert darauf legen, Deutsche zu sein. · 
Wir wollen sie berücksiichtigen •und ihnen nicht schaden. 
Sie haben es in der Hand, in.dem sie nach meinem 
Vorschlag ihren en'9ge:g;engeseti:ten W:illen auszudrücken 
brauchen, um di,e Ausbürgerung wirksam zu machen 
oder zu lassen. Dann erkenn,en sie für .sicp. an, aus
gebürge~ zu sein und. sind keine Deutschen me..11.r. Wir, 
die wir zurückgekehrt sind - ich darf midi. hier einmal 
juristisch ausdrücken· - die wir durch \konklude..-n~ 
Handlungen l:>ev.riesen ·haben, ·glauben, ,<l:aß wir Deut-

, sehe sind, und daß wir das gla.uben'bewiesen zu haben 
nicht nur •i.m Inwnd, son<lel·n draußen in einer Welt,, 
die ,es uns persönl1<:h in der schwierigsten Zelt nicht 
immer !,eicht gemacht hat. Wir aber sagen: Wir haben 
es nicht nötig und dulden es nicht, daß wir erst darum 
betreln müssen, di,e Staatsangehör.ig;keiit wi,e,d,er zu be
kommen. Dazu kommt noch eine rein staatsrechtliche 
Frage. Es ist gar kein ZW'eifel, daß jener Paragraph 
der Übergan.gs~stimmungen zum Grundgesetz, der auf 
meinen Antrag so formuliert worden ist, in kurzer 
Zeit ein Bund'c'srecht darste1len wird. das au·ch nach 
den Bestimmungen der neuen Verfassung genau wie 
nach den Bestimmungen der Weimarer V.erfassung, 
Landesrecht bricht, daß dieses Buooesrecht en-t
scheidend sein wird, so daß, wenn dieses Bundesrecht 
sein wird, ,diese Bestimmung überhaupt .aufgehclben 
'würde. Es scheint mir aber ·g,ar nicht nötig zu sein , au-f 
jene verfassungsrechtlichen Dinge zu verwei.s<m, .son
dern es scheint mir ein Gebot politischer Moral zu 
sein, daß 'die Au.,sgebürgerten,· die zuruckgekehrt sind, 
keinen Antrag zu .stellen brauchen, sondern als Nicht
ausgebürgerte zu betrachten sind. Ich habe keinen 
Z\,nelfel, 'meine Damen und Herren, daß es nur die.s,es 
Hinweises bedarf, um das gia.11ze Haus zu ein:igen auf 
diesen Gedanken, auf den der ganze Parlamentarische 
Rat in all seinen Fraktionen 'Sich auch geeinigt hat. 

Präside,nt: 
Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Zimmer (CDU.). 

A b ,g. D r. Z i m m er : 

Wir stimmen den soeben von Hen:-n Kollegen Wag
ner aLtSgdührten Grundsätzen hlnsi'chtHch des Motivs 
des Gesetzes in vollem Umfang zu. 

Präsident: 
Der Ältestenrat schlägt vor, diesen Gesetzentwurf 

~ dem Rechtsausschuß zu überweisen. 

Widerspruch erhebt sich nicht, es ist demgemäß 'be
schlossen. 

Wir kommen zu Punkt ,2 der Tagesordnung: Erste 
Beratung eines Landesgesetzes über die .Zuständigkeit 
des Oberland~sgerichtes in Neustadt (Ha.arclt) in Ange
legenheiten der freiwilligen Gerichtsl]arkeit, . (Druck
sache II/823). 

Der Ältestenrat schlägt vor, dieses Gesetz dem 
Rechtsausschuß ru uberweisen. Widerspruch ,erhebt sich 
nicht, es ist demgemäß beschlossen. 

. Wir kommen zu Punkt 3 der Tagesordnung: Bericht
erstattung des Agrarpolitischen Ausschusses zur Druck
sache Nr. 11/628 - Antrag der CDU. betr. Festsetzung 
des Milcherzeugerpreises auf 26 Dpf. (Drucksache 
Nr .. ß/844.) ; · 

Das Wort zur Berkhter.statt ung hat der Abgeordnete 
Rüb (SPD.). , 

A bg. R üb : 

In der Sitzung des agrarpoliti.sche-n Ausschu.s,ses vom 
3. Februar 1949 -wt1:rde der Antrag über die Fest5etzun6 
d-es Mikhprelses ·behandelt, nachdem sich der Auss~huß 
schon verschiedene Male mit dieser Ai1gel<--~e.nheit l?e
faßte. Der Ausschuß ist sich immer seiner Auffassung 
treu geblieben, alles daran zu set~en, den im Juli er
folgten Aufych\a.g auf den Miilchpreis auch möglichst 
r~stlos d~m Erzeuger zugute kommen. zu lassen .. (Zuruf 
Abg. Hertel: Sehr richtig!) Nur dadurch wird es mög
lich sein., die ·Erzeugiung selbst wie auch die Produk
tionsfreudigkeit des Bauern zu fördern. Wenn nun 
Trn.ru,portgewerbe, Milch- und But uerhandel an diesem 
Au4;clüag teilnehmen, wird dadurch skh'er nicht die 
El'zeugungs- und A:bHeferiungspflicht gefördert. An
deverseits wird durch vermehrte Erzeugung und Ab
lieferung ja ihr Verdienst sowieso erhöht. Auch die 
Molkereien ::n.nrl verpflichtet, fili' die ,beste Verwertung 
·der lYI,ilch Sorge .z.u tragen. So .kann .der be1.ntragte 
MiooaC5tpreis von 26 P~g. für den Erzeuger rn.ir erreicht 
werden, wenn erstens die Molkereien dlie · beste Ver..! 

· .;;vertuo_g· der Milch.garantieren ·und · rationell ,a~beit;~n. 
ZW'?i~ns die Fuhrlöhne entsprechend sind, dritten.;; die 
Handelsspanne z:wischen Erzeuger und Verbraucher 
nicht so hooh ist, und viertens, d ie M'olkereien, deren 
K2pa2Jität nicht ausgenützt ist, und das ist bei allen 
der Fall, bei der Einfuhr von ausländischen F'etten 
und . MolkereiJprodukten entsprechend berücksichtigt 
werden. 

Da der Preis von' 26 Pfg., wie gesagt, nur den Min
destpreis darstellt„ ist der Ausschuß der Am~icht die 
Regierung möge all~ versuchen, den Mikhprei.s' für 
den Erzeuger ohne Belastung des Verbrauch.ers so 11:U 
gestalten, daß die Steigerung der Ablieferung der 
Milch auch tiatsächlictr zu einem Erfolg geführt wird. 
So hatte in der Sitzung vom 20. Oktober 1948 der 
Ausschuß folgende; festgelegt: ,,Der Agraripolitisclle 
Ausschuß hat sich in seiner Sitzung vom 20. Oktober 
1948 auf Grund des Beschlusses des Landtages vom 
14. Oktober 1~48 mit der Frage des Erzeugerpreises 
für Milch befaßt. Nach Langer· und eingehender Prü.:. 
fung des gesamten Fragenkomplexes und nach Vortrag 
durch den VertreU!r des Landw:irts<haftsministeriums" 
kam der Ausschuß einstimmig zu folgendem Vorschlag 
an den Landtag: • . 

,.Die Landesregierung wird ersuchl zvveck.s Herbei
führ,ung· einer größeren Ablieferung ~on Milch im In
teresse d~r Verbraucher folgen.de Maßruahmen in An-
griff iu nehmen: . · 1 

1. Die Milchtransportkosten müssen von Fall zu .Fall 
bei den einzelnen Molkere1en überprüft und gesenkt 
werden. Eine Verrromung über die Verrechnungs
stelle für d-en Güternahverk.eht· darf nicht mehr statt
finden, da hierin eine völlig unsinnige Verteuerung 
li~gt. 

· 2. Der bei weitem übersetzte Milchhandel ist soiort 
auf ein Maß w. reduzieren, das der zur Zeit anfallen
den Milchnwnge .entspricht. In diesem Falle könnte 
ohne weiteres nach Überzeug.ung des Ausschusses die 
.viel zu hohe Milchhandelsspanne gesenkt werden. 

3. Die für den Butterhandel. und zwar beim Groß
handel von 14 auf 20 DM, bcj.rri Kleinhandel von 25 
au{ :-l6 DM pro 100 kg, vorgenommene ·Erhöhung der 
Ha1:delsspanne ist sachlich . in keiner Weise gerecllt
ferti,gt und muß wie-der Iiickgäng.ig gemacht werden. 
D~glei~en. wird geforc:ert, daß die Handelsspannen 
bei uen ubrigen Mollrere1produkten insbesondere Käse 
jeder Art, stark verrln8ert we,den'. 

.,, 
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4. Die Schaffung einer Molkerei-Ausgleichskasse 

nach dem Beispiel von Rheinhessen und Pfelz für das 
Gebiet Rheinland-Hessen-Nassau wird ebenfalls ge-
fordert. · 

5. Es wird der · Grundsati entschieden abgelehnt 
daß in allen w:irtscha!tspolitischen Fnigen die fraru:ö~ 
siscltc Zone aiatoma-tisch der Bizone angeglichen wird. 
Es wird gefordert, daß Regelungen, die sich in unse
rem Lande bewährt haben, umgekehrt auf die Bizone 
Ubcr'tragen werden. 

Diese Vorschlä-ge wurden ijann in der letzten Sitzung 
vom 3. Februar noch durch folgenden einstimmig ge
faßten Antrag an den Landtag ergänzt: 

,,Der ~tag wolle beschließen: 

' 
. ,, 

Die Handelsspa~nen von Milch, Butter und Mol-
kereiprodukten, w:ie sie vor dem 20. Juni 1948 be
standen ,haben, sind wieder herzustellen, allenfalls 
unter Erhöhung des Umsatzsteueranteils!' , 

Meine sehr verehrten Damen und Herren!' Es ie:eht 
hier um d.a.s wichtigste VoLksn.ahrungsmittel. r Ich 
brauche nicht besonders zu betonen, was die Milch · 
für unsere Kinder unti Kranke, überhaupt f!ür uns€re 
Volksernährung bedeute\. Sie ru ·erzeugen, ist Sache 
unserer Bauern. jedoch zählen die Haupterzeuger d!e
se.s Produktes iu den Klein- und Mittelbauern. Herr 
Kollege Dr. Zimmer hat unlängst m.lt Recht das Wort 
geprägt: 

„Für die meisten Kleinbauern ist die Milch das 
Schlüsselprodukt." Sie gilt als die Hau.pteinnahme der 
Kleinbauern. · 

Deshalb war der Ausschuß der Ansicht, hauptsäch
lich Vertbrauchern und Erzeugern Rechnung zu tragen, 
nämlkh durch Garantierung der Gestehungskosten für 
den Erzeuger die notwendige Erzeugung und A!bliefe
rung für den Verbraucher zu erreichen. Mit den er
wähnten Vorachlägen und Anträgen glaubt der Aus
schuß, diesem Ziele näherzukommen und bittet Sie, 
mdne Damen .und . Herren, diesen: Vors<:hlägen und 
Anträgen Ihre Zustimmung zu geben. 

' Präsident'; 
Die Besprechung ist eröffnet. Wortmeldungen liegen 

.nicht vor. Sie haben den Antrag ,gehört. 

Wer für diesen Antrag stdmmen. will, bitte ich die 
rechte Hand zu erheben. Danke! Ich stelle die 'c'in
s~imm.ige Annahme fesl. 

Wir kommen nunmehr zu· Punkt t der Taresordnun&', 
Erste Beratull&' eines Landesgesetzes über den Aufbau 
in den Gemeinden (Aufba_ugesetz). ~ Drucksache 11/801. 

Der Ältestenrat schlägt !ihnen vor, diesen Gesetient
wurf dem Wiederaufbau-Ausschuß, dem Hauptaus
schuß und dem Rechtsausschuß zu überweisen. · 

Zur Begründung hat das Wort StaatSl!iekretär 
SchJJ:mdt. 

Staatssekretär Schmidt : 

Meine Damen und Herren! Der vorliegende ·~etz.
entwurf .soll auf dem Gebiet der Aufbaup1anung ei·n 
einheitliches Recht schaffen, ein einheitliches Recht be
r,enders hinsichtlich des Grundstücksverkehrs · in den 
Omchaften, ein neues Recht für die Zusammenlegung 
in den zerstörten Städten, wo bis zur Zeit jede Rechts
hilfe für die Durchführung eine, ordentlichen Aufbau,-
planung fohlt. • 

Der Entwurf ist das Ergebnis, ein.er langen Gemein
schaftsarbeit im Wiede.raufbauministeriwn, zu der die 
Vertreter des Gemeindetages, des Städtetages und eine 
Relhe von Sachver.itändlgen gehört wurden, und ent
spricht im wesentlichen dem als Lemgo-Entwurf be
kannten Entwurf, der für die Beratungen in cjen Län
dern der Bizone ebenfalls als Vorlage dient. ,Soweit er· 
bisheriges Rectit verwenden kann, ist bisheriges Recht 
herangezogen worden. Neue4! Recht ergibt sich- aber 

im wesentlichen im Enteignungsverfahren in den Ort
schaften und Gemeinden, neues Recht ergibt sich dar
über hinaus in den Aufbauplanungen in den Gemein
·den und in den Städtea. Das Recht hinsichtlich des 
Enteignungsverfahrens mußte besonders sorgsam über- • 
prüft werden, da wir hier auf die Bestimmungen un
serer Landesverfassung Rücksicht zu nehmen haben. 
Wenn aber irgendwo lebendiges Recht wirksam .3ein 
muß, dann ist es bezüglich des Aufbaurechtes, denn 
hier muß meines Erachten.s edlter Bürgersinn gegen
über der kleinlichen Rechthaberei den Vorrang haben. 
{Zuruf Abgeordneter Hertel: Sehr richtig!) w~nn 
irgendwo echter Bürgersinn sich in unseren Gemein
den und Städten bemerkbar machen kann, dann bd 
der jetzt vorzunehmenden .Wiederaufbauplanung oder 
bei der weiteren Bauplanung in d<:>n nichf zerstörten 
Gemeinden. Wir sind aber allzu leicht geneigt, bei den 
Aufbauplanungen nur an die zerstörten Städte und 
Dörfer zu denken, aud1 in den nichtterstörten Gem,~n
den muß Hand angelegt werden, um eine gute und 
vernünftige Aufbauplanung vorzubereiten bzw. weiter
zuführen. Es kann nicht angehen, daß die Bilder un
serer Ge]Jlleinden gestört und zerstöri werden nur des
halb, weil einzelne nicht gutwillige Eigentum.;inhaber 
eine vernünftige Planung in den Gemeinden verhin
dern. Ich bitte das &he Haus und die mit der Durd1-

. führung der Vorlage betrauten Amschüs.se, die Bestre
bungen des Ministeriums, eine Rechtsbasis zu schaffen, 
die die Interessen der Allgemeinheit vor die Inter
essen des einzelnen stellt, zu untet'slützen. · ' 

Wir haben in dem Entwul'f alle rechtlichen Sicherun
gen vorgesehen, die dem einzelnen Staatsbürger die 
Möglichkeit geben, !Sein Recht zu suchen, sofern er 
glaubt, daß er bedroht sei. Um das Re('htsvl·rfahren 
leichter zu gestalten, dachten wir unsererseits zunächst 
an ,die Bildung von sogenannten Aufbaugerichten. Wir 
haben aber . von . diesem Vor.schlag auf Antrag des 
Herrn Justizminister;; Abstand genommen und werden 
hin.sichtlich der Entschädigungsansprüche, sofern diese 
strittig werden, auf die ordentlichen Gerichte und hin
sicht~ich der verwaltungsmäßigen Anordnungen auf 
das Verwaltungsgerichtsverfahren · zurückkommen. 
Diese Teilung, die verfassungsrechtlich ist„ birgt die 
Möglichkeit in sich, daß eine Gemeinde planen kann 
und die Planung am Widerspruch des einzelnen r-ticht 
deshalb unwirksam wird, weil vieUeicht noch ein 
Streitverfahren über die Höhe des Entschädigungs
anspruc:hes vorliegt.' Die Planung kann dann zunäd1st 
in Kraft gesetzt werden und die Regelung des Entschä
digungsanspruches kann vor dem ordentlichen Gericht 
dann weiterhin verfolgt werden. 

Das Ministerium hofft, daß die Vorlage sobald wie 
möglich Geset~kraft erhält, denn nidlt nur alle :Sau
leute des Landes, sondern, ich möchte sagen, fast alle 
Bürgermeister und alle verantwortlidlen Leiter unserer 
Kommunen warten auf das Inkrafttreten dieses Ge
setzes. E3 soll dadurch nicht nur eine Rechtszusam

·menfas.sung erfolgen, sondern es soll eine bis dahln 
bestehende Lücke geschloosen werden, in der Hoff
nung, einen Beitrag filr den Wiederaufbau zu leisten. 

·oas Gesetz sieht bewußt von der Regelung der finan
riellen und abgaberechtlichen Fragen ab. Dies muß 
durch ein Sonderge.s-tz erfolgen. Die Vorschriften über 
die Trümmerbeseitigung brauchen ebenfalls nicht a•1!
genommen zu werden, desgleichen auch nicht die bau
wiru;chaftliche Lenkung, da beide Ftagen bereits durch 
Gesetz erledigt sind. 

Zu dem noch fehlenden Bestandteil finanzrechtlicher 
und abgaberechtlicher Fragen muß ebenfalls eine län
gere Vorarbeit geleistet werden, denn hier ist die Ent
scheidung letzten Endes eine Frage, wieviel Mittel das. 
Land für e ine reibungslose Finanzregelung aufbringen 
kann. · 

Lassen Sie mich zu dieser Gesetzesvorlage zum 
Schluß noch eine Bitte ausis.prechen: Wir haben seitens 
des Wiederaufbauministeriums den Wunsch, daß über 
diese Vorlage hinaus der Landtag sich möglichst schnell 
mit der Frage b€schäftigt, wie der Wohnungsbau, der 

• 
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sich die5er Aufbauplanung anschließen muß, in tm
serem Lande in stärkerem Umfange vorwär1:1Sgetrieben 
wecden kann. (Sehr riroti-g!) Wir haben seitens des 
Ministeriums den Wunsch, daa d,er Landtag sich bereit
finde, hierfür eine eigene zweckgebundene Steuer
gesetzgebung z.u schaffen. Ich sage es ganz klar hier
mit, um keinen Irrtum aufkommen zu lassen. über 
das, was angestrebt wird. Wir haben den Wunsch, eine 
eigene zweckgebundene Steuergesetzgebung vorzu~ 
schlagen, um den Wohnungsbau - endlich einmal. von 
der Seite der Arme-Leute-Verwaltung wegzubringen. 
Ich bin der Meinung: Es handelt sich ... hier um eine 
soziale Frage, au,sgelöst ci'urch den Krieg, und um eine 
produktionswichtige und damit um ·eine wichtige wirt
schaftliche Frage. Wenn wtr lm kommenden Frühjahr 
keine Vorbedingungen .für den Anlauf eines g~unden 
und erweiterten Wohnungsbaues schaffen, s-0 laufon 
wir Gefahr, daß von der Bauwirtschaft her eine Wirt
schaftskrise hereinbricht. Man kann ihr nicht beg~g
nen, wenn man sich nicht · entschließt, die Bauwirt
schaft auf e ine breitere finanzielle Grundlage ,zu stel
len Dei' private KapitaJmarkt ist dazu nicht in der 
Lage. weil die wirtschaftlichen Voraussetzunge,n (Ül' 
eine Verzinsung des privaten Baukapitals nicht ge-; 
geben sind. Deshalb bitte ich heute schon ·den Land
tag, unsere Bestrebungen nach ·a,er anderen Richtung 
hin zu unterstützen und durch Zurverfügungstellung 
von öffentlichen Mitteln eine wirksame Entfaltung des -
Wohnungsbaues zu ermöglichen. (Beifall.) 

1 
P r i:i ·s i d e n t : 

Das Wort hat der Abgeordnete Franck {DP.). 

A b g. F r a n c K : 
Ich will als Vorsitzender des Wiederau!bauaussch,t~

.s<.!.S be;.ntragen, daß wir einen Vertreter des Gemeinde
. und Städtetages zur Ausschußsitzung einladen. 

Präsident: · 
Das ist Sache des Ausschusses, der darüber zu ent

scheiden hat. Da:, wird im Plenum nicht besprochen. 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Das Gesetz 

geht an den Wie,deraufbau-, Haupt- und an den Rechts
ausschuß. Wer für <lie Überweisung dieser Vorlage an 

· die genannten Ausschüsse ist, bitte ich · um, Erhebu11g 
· der rechten Hand. Id1 ·stelle die einstimmige Annaht-r),e 

fe91 .. 

· Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung: Erste 
Beratung cineii Landesgesetzes . über· die Auflösung 
des Reichsnährstandes und zur 0Uberleitung· von Auf
gabC'n und Refngnii;sen auf den Geb'ieten der Ernäh
rungswirtschaft und· der Landlwirtschaft (Drucksadle 
11/826). 

Das Wort zur .Begrün'dung hat Herr Sta.ats.minisler 
Stübinger. 

Sta ,rdsm.inister Stüb'inger: 

Meine Damen und Herren! Die rechtliche Angelegen
heit au.f dem Ernähn.mg,:se,ktor macM ~s erforderlich, 
durch Landesgesetz eine Regelu~g der Verhältnisse 
über die Zuständigkeiten auf dem Geb!iete der Er
nährungswi,rtschaft z.u schaffen. 

Im Jahre 1933 wurde der Reichsnährstand gegründet. 
fn dem Gesetz zu·m vorläufigen A.ufbau <les Reichs
nährstand-es vom 13. Seprember 19•33 und den tl:azu 
e·rgangenen Durch.führungsbestiimmungen vom 8. De
zember 1933, vom 15. Januar 1943, vom 16. Februar 
1934 und voin 4 . Fcbruat· 1935 wurde dem früheren 
R~ichsminister für Ernährung, Landwirtschaft tind 
Forstwirtschaft 'die Ermächtigung erteilt, über d e n 
Aufbau des Standes der Landwirtschaft, den Reichs
nährstand, eLne vorläufige Regel,ung zu treffen, wo
nach nicht nur' dle deutsche Landwirtscllaft. son.dern 
auch Forstwti.rtschaft, Gartenbau. Fischerei usw. zum 
Rci,chsruihrstand gehörten, auße1'<:lem . die la·ndwirt
schaftlichen Gen,ossenschaften, der Landesprodukten-

. ' 

,:, 
Groß- un-d Kleinhandcl und die Be- und Verarbeiter 
lanrlwirtschaftli&er Erzeugnisse. Als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts unterstand der Reichsnährstand 
umnitt-elbaf:- und ausschließlich der Dienstaufsicht des 
Reichsministers für Ei-nährung, Land- 'und Forstwirt
schaft. Die Beamten des Reichsnährstandes waren mit
telbare Staatsbeämte, die vom Reichsminister für Er
nährung, Land- U!lld Forstwirtschaft bestätigt wuro-en. 
Zur Durcltfüh1·ung der dem. Reichsnährstand üöertra-

• ..g.enen Aufgaben wurden Beiträge; Reichsnährstands
. beiträge nach Maßgabe einer Beitragsordnung erhoben. 

Zur Erl~ung der Aufgaben v1111.u·den die einzelnen 
Berufs.gruppen zu Hauptvereinigungen und Wirt-· 
schafJ:s.verbänden zusammengeschlossen, wie Hat19tvct·
eintgung der Milch-, und Fellwirtschaft, Hauptver
einigung der Viehwirtschaft u.sw. Die Befugnisse der 
Vcreintgungen wiu1c(ien durch Satzungen bestünm:t. Die 
Haupta·ufgabe der Verbände ~stand in der Durch
führung der Marktordnung auf dem jeweiligen ~ 
biet. N-adl dem Kriege haben der Reichsnährstand 
un<l seine Gliederungen in der französischen Zone ihre 
Arbeit ein.gestellt. Die von diesen Organisationen aus-

. geiubte Tätigkeit wurde vorläui'.i.g von den Regierungs
.' präStdcrtten ·wahrgenommen. Von der Erwägung aus

gehend, daß die Ausübung • der Marktordnung nicht 
wi~ früher einer Anzahl von Verbänden mit öffent-

. lieh-rechtlich= Charakter, deren Überwachung gro
ßen· SchWier!gk.eiten ·begegnete. übertragen werden 
konnte, wurde durch Präsidia].jlrlaß vom 13. Febl'uar 
1946 und 15. September 1946 für den BereiclJ. des da
mali.gen Oberpräs:idiumi- Rheinland-HesseJ:1-Nassau der 
Verband der .Ernährungswirtschaft gegründet. Der 
Verband war eine .Körperschaft des ö:ffenthchen Recll.ts 
und hatte die Aufgabe, die M~rktordnung auf dem ge
samten Gebiete der Ernährungswirtschaft d-urchz.ufüh
ren. Mit der Konstituierung des Landes Rheinlat1cd
Pfaiz -und der 'BiTdung der parlamentarischen Regie
rung' ging die Befugnis auf dem Gebiete der Er
nährungswirtschaft -auf den Minister für Ernähr.u.n_g, 
Landwirtschaft und Forsren über. ohne daß soweit eine 
geS<'t7.1iche Regelun,g erfolgt •ist. 

Die zur Zeit bestehenden u~klaren Rechtswrhält
nisse machen die Vorlage eines entsprechenden Ge 
setzentwurfes erforderlich. Icli bitte aus diesem Grunde 
da!' Hohe Haus, der Vorlage seine Zustimmung z.u 
geben.· 

P 1· ä s i d e n t. : 
Meine Damen und Herren! Der Ältestenrat schlägt 

Ihnen vor, diese Gesetzesvorlage dem Agrarpolitischen 
und dem Rechtsausschuß zu überwe-is,en. - Wortmel
dungen liegen' mcht vor. 

Wer diesem Ant~·ag z.uMimmen w"ill, bitte ich, die 
rechte Hand zu erheb€n: Bitte die Gegenprobe. Ich 
stelle ein.stimmige Annahme fest. . 

Wb· kom~n nun zu Punkt 6 der Tagesordnung: 
Berichterstattung des Haushalts- und Finanzaussdms
ses zur Dru~ksache Il/761 - Antrag der CDU - be
treffend Erhöhung der Gtenzzahl der Obstabfindungs-

. brennereien. Hierzu g>ing folge-n<les Schreiben des 
Finanzmi·ni!:\tcrs ein: 

,.Betr: Grenzzahl der Obstabfindungsbrennereien -
Vorgan~: Antrag der CDU.· vom 14. Dezember 1948. 

Zu d em obengenannten Antrag der CDU bemerkt 
das Minisl;erium: Jm Bezirk des Landesfinanzamtes 

, von Rheinland-Hessen-N!'lssau waren vovhanden: 
beim. Zusammenbruch 766 Obstabfindungsbrennereien 
neu el'l'ichtet 56 do. 
nc'U eITicht~t 56 do. 
wirot'r7.tlgE."lassen 29 do. 

zw,an:men 851 Onstanfind-~ngsbrennerc,ier: 
Zugang durch Rückgliederung von Teilen ' 

des Saargebiet~s 182 · do. 
zusammen 1 033 do .. 

~p~· 3 ~ 
Jetziger Stand -1-03-0~-----do. 

Dies.! Zahl ist ausgenutzt . 

• 
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Für ·den Bezirk des Landesfinanzamtes Pfal~ in Neu
stadt a. d. H. beträgt 
die Grenzzahl 514 Obst8!bfindungsbrennereien 
vorhanden sind 473 do. · 
so· dao eine Fre!z:ahl von 41 do. 
b.:!i.teht. 

1 

Diese Freizahl. genügt voraussichtlich, um 'begrün-
deten Anträgen auf Zulassung von Brennereien z,ur 
Abfindung entspred:~m z.u können. . · 

Die Grenz.zahl für den Be7lirk des Landesfinanzamtes 
Koblenz ist uni 70 au! insgesamt 1100 erhöl'lt worden, 
so daß auch in· diesem Bezirk. in Fällen driri.genden Be
dur!,s Obstabfindungsbrennereien zugelassen · werden 
können. · · 

Durch diese in der Sitzung des Haushalts- und 
Finanzausschusses des Landfa-gs am 28. Jan.w.r· 1949 be
reits mündlich zugesagte Erhöhung der Grenzz:a-hl für 
Obstabflnd,ung.sbrennere.fon im Bezirk des Landes
finanzamtes Koblenz dürfte der Antrag der CDU. vom 
14. Dezember 1948 -seine Erledigung finden. 

· gez. Unterschrift.." 

ich !rage die Antragsteller, ob sie damit einver
standen sind. 

f 

!o, b g. · D t. Z im m e r : 

Wir sehen damit zunächst den Antrag vorlaufig als, 
erledigt an. 

\ . 
Präsident: 

Wir kommen nunmehr zu Punkt '1 der Tacesordnunc: 
'serlchterstattun~ des Ha.usbalts- und F1inanzausschusses 
•u.r Drucksache Il/502 - Antra1 der KPD. - bt>treffend 
Festset:i:un, des UmtaW11dlverhiltnisse11 ·auf 20 Prozent 
tnr Konten unter 5000 RM. Hierzu verle!Se ich fol
gendes Schreiben der Landesregierung. Es handelt 
sich dabei um dle Uebersetzung einer Dienstnote· der 
Militärregierung betr. Streichung· von 70 Prozent der 
Festlfonten: 

„Mit Schreiben Nr. 1089/48/M glallbten Sie, mir ein 
Gesuch unterbreiten zu' sollen, das darauf hinzielte, 
eine .Revision des Artikels 1 Buchst. a cjer Verord
nung 1 '115 herbeizufi,\hren, durch welche die Streichung 
von 70 Prozent der Festkonten beschlossen wurde. 

Dieses Gesuch; das im Landtag am · 24. November 
1948 von der S;F'D.-Fraktion vorgelegt wurde, !orderte 
die Landesregierung auf, mit den Behörden der Mili
tärregierung zu verhandeln, um· die Annullierung der 
gesetzlichen Verfügung über die Teilstreichung der 
Festkonten herbeizuführen. 

Ich erlaube mlr, Sie da:von zu unterrichten, daß die 
Streichung der 7/io der Festkonten einem interallüerten 
Beschluß entspricht, der in Uebereinstimmung mit dem 
Art. 3 des Abschn. II der Verordnung 160 gefaßt wurde, 
um die umlaufende Papiergeldmenge zu verringel"n 
und der Preiserhöhung, dfe sich seit der Währungs
reform bemerkbar machte, entgegenzuwü;ken .. 

Es ist mir deshalb .nicht möglich, di~se Frage erneut 
zu prOten, .da sie i::ndgültig von den drei Oberbefehls
habern entschieden ist, und ich würde mich deshalb 
gezwungen · sehen, gegen jeden neuen Antrag, diese 
Angelegenheit vor dem Landtag zu verhandeln, ein 
Veto einzulegen. 

. gez. Unterschrift." 

Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

Der Haushalts- und Finam;ausschuß hat in der 
Drucksache Nr. II/838 seine Stellungnahme nieder
gelegt. 

.. ·, 

~ - --·-··- --· ------

Wer dem Antrag des Haushalts- und Finanzaus
schusses in Drucksache Il/ 838 seine Zustimmung geben 
will, bitte ich, die rechte Hand zu erheben. - Bitte, die 
Gegenprqbe! - Der Antr~ ist einstimmig angenommen. 

. Wir "kommen zu Punkt 8 der TagesprdnunJ: Erste 
Beratung eines Antrages der Fraktion der CDU. betref
fend Landesgesetz über Reblauskassen (Druck;;ache 
11/836), 

Das Wori hierzu hat Herr Staatsminister Stübinger. 

S t a a t s m 'i n i s t e r S t ü b i ·n g e r ; 

Das Gesetz über die Bildung von Reblauskassen be-
1.weckt die planmäßige Umstellung · der reblausver
seuchten Weinbaugebiete des Landes Rheiniand-Pfalz 
,mf Pfropfreben. Sie sollen durch den Berufsstand 
selbst unter .Einsatz besonderer hierzu von der Win~ 
zerschaft erhobener . ~eiträge durchgeführt werden. 
Der Anlaß zu dem Gesetzentwurf ist die Erkenntnis, 
daß die Reblausbekämpfung durch Ausrottung, wie 

. i.ie die gesettlichen Bestimmungen ·verlangen, infolge 
des Ueberhandnehmeris der Verseuchung in den mei
sten Gebieten des Landes undurchführbar geworden 
ist und neue Wege beschritten werden müssen. An.: 
regung zu dem Gesetz hat sowohl die Landwirtschafts
kammer in Rheinhessen als auch der Weinbauausschuß 
bei der Landesregierung Rheinland-Pfalz gegeben. Der 
Landtag hat einen entspr~chenden Beschluß am 25. 
November 1948 gefaßt. Die Landwirtschaftskammern 
und die standespolitischen Organisationen, mit denen 
der EntwuxC besprochen worden ist. sind damit ein
·verstanden. Die Undurchführbarkeit der Reblausbe
kämpfung hat bereits zu der Vorlage eil'les Verord
ordnungsentwurfes über die Durchführung des Reb
lausbekämpfungsgesetzes beim Ministerrat geführt. 
Diese Verordnung soll die rechtlichen Voraussetzungen 
zur Vermeidung des zwecklosen Einsatzes VQl'l. Staats
mitteln in der Reblausbekämpfung, zur Erhaltung· 
der an die Seuchenherde angrenzenden gesunden Ge
biete für den Pfropfrebenbau notwendigen Unterlagen 
sowie zur Ermöglichung der wJssenschaftllchen Er
forschung der Reblaus im Lande selbst schaffen. Der 
vorliegende Gesetzentwurf bildet die Ergänzung der 
genannten Verordnung durch Finanzierung und Or
ganisation der planmäßigen Umstellung der reblaus
verseuchten Gebiete auf Pfropfrebenbau. Nur diese 
Umstellung bietet unter den heutigen Verhältnissen 
Aussicht, der Seuche noch Herr zu werden. Für die 
rasche Durch!ührurg reichen die staatlichen Einrich
tungen, denen bish& die Umstellung im wesentlichen 
oblag, nicht aus. Aus ·diesem . Grunde, von der Erwä
gung ausgehend, daß besonders die Erzeugung von 
Pfropfreben .und ihr Anbaµ immer mehr Aufgaben des 
Berufsstandes werden müssen, soll der Berµfsstand 
selbst mit- der Umstellung betraut werden. Der Gesetz
entwurf beruht auf folgendem Grtmdgedanken: Als 
Vermögensstock: und Organ für die Durchführung der 
Umstellung wird in jedem Kammerbezirk eine Reb
lauskasse gebildet. Sie stehen unter der Führung der 
Landwirtschaftskammern. Die Reblauskassen erheben 
entsprechend dem Bedarf der Umsteliungsvorhaben 
jährlich Beiträge vom .Einheitswert des Weinbergs
bes).tzes. Der Staat hillt durch· Zuschüsse mit den in 
der Reblausbekämpfung ersparten Mitteln. Die Durch
führun,g der Um~tellung übernehmen vorhandene oder 
zu äiesem. Zweck gebildete Genossenscha!ten. Ist die 
Umstellung auf genossenschaUlicher Gr~ndlage nicht 
möglidl, so kann eine den Umstellungsgenossenscha!
ten ähnliche Zwangsgemeinscllalt der Weinbergsbesit
zer gebildet werden. Die Reblauskassen und die zur 
Durchführung berufenen · Körperschaften soHen durch 

,i 
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die Verpflichtung zur Aufstellung von Hawihaltsplä
nen und die Aµfsicht über ihre Haushaltsgebarung zu 
der überlegten Anwendung der Mittel veranlaßt 
werden. 

Meine Damen und Herren! Die Verseuchung durch 
die Reblaus in unserem Lande Rheinland-Pfalz bedeu
tet für· unsere Bauern- und Winzerschafi eines der 
schwierigsten Probleme. Wir sind uns alle bewußt, daß 
der Staat auc-h in Zukunft unter allen Umständen in 
seiner Gesamtheit zu der Lösung dieser Frage seine 
Mittel zur Verfügung stellen muß. Wir sind uns aber 
auch bewußt, daß infolge der enormen Verseuchung 
die Staatsmittel nicht mehr ausreichend sein werden, 
um allein .dieses Problem zu lösen. Aus diesem Gtunde 
hat Ihnen die Regieri;ng diese Vorlage unterbreitet. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Es ist vorgeschlagen, die
ses Geset7.. dem Agrarp6litilschen ui;i.d dem Rechlc,aus-
schuß zu überweisen. ' 

Das Wort der Abgeordnete Beckenbach {SPD.). 

Ab g. Beckenbach: 

Meine Damen und Herren! M;e!ne Fraktion begrüßt 
den Gedanken, die Bekäm.pfung des gefährlichsten 
Feindes unseres Weinbaues, der Reblaus, _gesetzlich zu 
regeln, gesetzliche Formen zu schaffen, um eine all
gemein wirksame und a!lgemein gültige Bekämpfung 
zu gewährleisten. Wir sind durchaus damit einver
standen, diese Arbeit und diese Bekämpfung auf ge
nossenschaftlicher Basis aufzubauen, wie sie in sehr 
vielen 'weinbaugebieten jetzt schon besteht. Wir hal
ten es aber für außerordentlich bedenklich, meine 
Damen und Herren,. die' geldliche und wirtschaftliche 
Seite dieser Arbeit mit der berufsständischen Organi
sation, mit der Landwirtschaftskamn;ler zu verbind~h. 
Ich kann mir nicht gut .denken, meine Damen und 
Herren, daß ein Organ der berofsständi.schen Selbst
verwaltung geschäftliche und ·wirtschaftliche Tätigkei
t.en ausüben kann. Es bedeutet dies unserer Auffas
sung nach e.ine ungebührliche Aufblähung des Appa.:. 
rates der Kamme1·, über die. wir ja noch zu spreGhen 
haben, und auf der anderen Seite bedeutet es auch 
eine einseiti(e Belastung dieser berufsständischen Or
ganisati<.m, .die nicht allein für den Weinbau da ist 
sonden~ alle Sparten der Landwirtschaft umfaßt. Es 
wäre gleichbedeutend, wenn Molkerei-Geno~enschaf
ten oder die Zusammenfassung voia.' anderen Gebiets
Genossenschaften von der Kammer übernommen und 
geführt würden. Wh: behalten uns deshalb vor, bei 
den Beratungen in den Ausschüssen entsprechende 
Anträge zu stellen und Vorschläge zu machen. Ich 
wollte nur diese grundsätzlichen Bedenken ):l.ier an

, melden. Wir behalten uns vor, in den A:usschüssen 
die entsprechenden Anträge und Grundgedanken zu 
unterbreiten. Betonen möchte ich noch einmal im Auf
trage meiner Fraktion und im Auftrag meiner. 
Freunde, daß wir es für außerordentlich bedenklich 
halten, diese wirtschaftende und geschiiftstä tige ge
nossenschaftliche Organisation mit der berufstän
dischen Vertretung. der .Landwirtschaft zu verbinden. 

l 
{Beifall.) 

P .räsident: 

weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Wer dem 
Antrag des Aeltestenrates zustimmen will, die Vorla_ge 
dem Agrarpolitischen und Recht:sausschuß zu ü-berwei
sen, bitte ·ich um Erhebung der: rechten Hand. Ich stelle 
die Einstimmigkeit fes,t . 

. . 

Wir kommen :zu Punkt 9 der Tagesordnung. Erste 
Beratung eines Landesgesetzes über besondere Wert
fortschreibungen von Einheitswerlen des Grundbesitzes 
auf den 21. Juni 1948. (Drucksache 11/840), 

Der Aeltestenra.,t schlägt ,vor, dieses Gesetz dem 
Haushalts- und B'immzausschuß zu überweisen. 

Widerspruch erhebt sich nicht. Es ist demgemäß be-
srhloss.en. .. 

·Wir kommen z:.i Punkt 10 der Tagesordnung. Erste 
Beratunr ei~es Landesgesetzes über die Weitererhe
bung der Abschlagszahlu11gen zur Einkommen- und 
Kfö:persehaftssteuer (Drucksa<'he, 11/842). 
· Auch hier schlägt aer Aeltestenrat vor, das Gesetz 

dem Haushalts- und Finanzausschuß zu überweisen. 
Der Finat12minister hat in einem besonderen Schrei

ben, das gestern bei uns ~ingegangen ist, darauf auf
merksam gemacht, er wünsche, daß dieses Gesetz in 
erster, zweiter und dritter Lesung verabschiedet wird. 
Der Aeltestenrat schlägt dem Hohen Haus vor, diese . 
Gesetzesvorlage zunächst morgen früh dem Finanz
ausschuß ,::uzuleiten. : Derselbe möge darübei: entschei
den, ob die zweite und dr'itte Lesung noch im Laufe 
dieser Legislaturperiode durchgeführt werden kann. 

Das Wort hat zunächst der· Abgeordnete Wohlleben 
(DP.). 

A b g. W o h l l e b E: n : 

Meine Damen und Herren! Meine Fraktion hat zu 
dieser Gesetzesvorlage einen Antrag zu stellen, der 
folgenden Wortlaut hat: 

„Der Landtag von ,Rheinland-Pfalz hat das folgende 
Ges~tz beschlossen, das hiermit verkündet wird: 

Art. 1. 
Das Einkommensteuergesetz vom 17. 2. 1939 in der 

Fassui;,.g' des Landesgesetzes zur erst~n Änderung des 
Gesetzes vom 1. 7. 1948 wird ·wie folgt geändert: 

Art. 2 
§ 5 A!bs. 1 w ird durch folgende neue Fassung ersetzt : 

,.Vorauszahlungen auf die Einkommen- und Körper
schaftsteuer LSind am 20. 4., 20. i, 20. 10. µnd 20. 1. zu 
entrichten. · · 

§ 35 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes wird deII),
gemäß geändert. 

.Art. 3 
Das ~eiz tritt mit Wirkung für die ab April 1949 

fäUigen Vorauszahlungen in Kraft." 
Das Kontrollratsgesetz Nr. 12 hat die Vorauszah- , 

lungstermine jeweils auf den 10. fest gesetzt. Berechtig
ten Wünschen der Steuerzahler folgend hat ein späte
res Kontrollratsgesetz Nr. 61 vom Dezember 1947 ab 
1948 'die Vorauszahlungstermine um 10 Tage verscho
ben. Das Aenderungsgesetz aus Anlaß der Währungs
t·eform i:;t zu den früheren kürzeren Terminen zurück
gekehrt, und meine Fraktion ist der Auffassung, daß 
man d ie Erleichterung, . die das Kontrollratsgesetz be
reits _geschaffen ·hat, wiederherstellen soll. Daß sich 
die Finanzverwaltung diesen Schwierigkeiten bei den 
kur:zen Terminen selbst nicht verschließt, geht daraus 
liervor, da·ß das Landesfinanza,mt Rheinland-Hessen
Nas!fau in einer Verfügung angeordnet hat, daß bis 
auf weiteres bei Eingang einer Berichtigungserklärung 
nach- dem 10. nebst .Na.chzahlung des Unterschieds
betrages bis zum 20. des Fälligkeitsmonats von ~äum
nisfolgen abgesehen werden kann. Es ist die Auffas
~ul}g der Demokratist:hen Fraktion, daß derartige Er
leichterungen auch durch Rechtsmittel verfechtbar sein 
sollen. Das sind sie nicht, wenn sie lediglich in einer 
internen Verwaltungsverordnung niedergelegt sind, 
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und ich rotte daher, daß diese Vorlage meiner Fraktion 
ebenfalls wie die Vorlage, die zuerst behandelt wurde, 
zusammen· dem Finanzausschuß überwiesen wird, auf 
daß geprüft werde, ob beide Vorlagen nicht mitein
ander verbunden werden ~önnen. 

P 1· ä s i d e n t : 
Herr Abgeot"dneter Wohlleben! Ich dar! darauf auf

merksam machen, daß es nacµ der Geschäftsordnung 
nicht möglich ist, wälh.rend der ersten BeratUJng Anträge 
durch die Fraktionen zu stellen. Anträge sollen zu
nächst in den Ausschüs.sen und dann in zweiter und 
ciritter Beratung gest.;Ut werden. I~ nehme ·diesen 
Antrag zu den Unterlagen und wocde ~ie dem Aus
schuß mit zuleiten. 

Abg. Wohlleben: 

Ich bitte um Entsdl.uldigung, ·wenn ich mich nicht 
an -das übliche Vet!ahren gehalten habe. Aus Zwedt
mäßigkeltsgründen glaubte ich, einmal aus der Reihe 
tanzen zu dürfen, · 

Präsident: 

Das Wort hat Abgeordneter Jacobs ,{SPD.). 

A b g. J a c O b s : 

Die Verhandlung im Finanzaussclluß wird die Mög
l!cllkelt geben, entsprechend dem bisherigen Verfah
ren bereits monatlich sich in den Besitz der Voraus
zahlung ~etzen zu können. Die Tendenz eines großen 
Teiles des Hohen Hauses geht dahin, eine Anglei
chung an die Bizone vo:i:zunehmen und es bei der 
vierteljährlichen Vorauszahlung zu belassen. Ich,_ darf 
darauf aufmerksam machen, daß dieser Antrag auiige
l'echnet aus denjenigen Kreisen kommt, die noch · vor 
kurzer Zeit in diesem Hohen Hause glaubten. dem 
Finanzminister den Vorwurf rn.achen zu können, nicht 
alles ietan zu haben, was einen rechtzeitigen Eingang 
der Steuern ermöglicht hätte. Entweder ist das eine ' 
richtig, dann ist das andere falsch. 

, 
Präsident: . 

Das Wort hat Abgeordneter Wohlleben. 

' A b g. W o h 11 e b e n ; 
Ich hab~ nicht beabsidl.tigt, mit meinem Antrag hier 

nun eine Kampagne aus'..zulösen. Mein Antrag ist fertig
gestellt worden, als unsere Fraktion von dem Anti:ag 
des Finanzministeriums ilberhaupt noch keine Kennt-' 
nis hatte. Ich habe micll nach Lesung des Antrags des 
Herrn Finanzministers auf Beibehaltung der monat
lichen Absclllagszahlungen auch der neuen Situ~tion 
angepaßt und eben alles getan, die Vorlage ~em • 
Finanzaussclluß zu überweisen, damit dort geprüft 
werden kann, wie beide Anträge vielleicht ,gekoppelt 
werden können. 

A b g. J a c o b s : 

Es gibt nocll andere Leute wie Sie hier in diesem 
Hause. Sie nehmen sich :z:u wichtig. 

Präsident: 
Es ist vom Aeltestenrat vorgeschlagen, dieses Gesetz 

dem Fln~nzausschuß zu überweisen. Ich darf bitten, 
daß der Finanzausschuß morgen tr_üh dazu Stellung 
nimmt, ob das Gesetz .noch in dieser Legislatur
periode in zweiter und dritter Beratung verabschiedet 
werden kanq. Wer diesem Antrag a~f Ueberwei_sung 

an den Finanzaussclluß zustimmen will, bitte ich, dte 
rechte Hand zu erheben. Das ist einstimmige An
nahme. 

Wir kommen nunmehr 2jU Punkt 11 der Ta1esord
nung: Große Anfrage der Fraktion der KPD. betref
fend Remilitarisierung Westdeuiseblands. (Druck
sache 11/815). 

Das Wort zur Begründung hat Abgeordneter Feiler 
{KPD.). 

Abg. Feller; 

Meine Damen und Herren! Ich möchte aus unserer 
schriftlichen ,,Anfrage nur einen entscheidenden Satz 
zitieren und wiederholen, der auf den Kern der Dinge 
führt. Der offizielle Pressedienst , der CDU./CSU. 
scll.reLbt im November 1948 wörtlich: ,, ... und nichts 
könnte aucf:1 dem von den USA. geförderten Ziel eines 
Zusamm·enschlusse.s Westeuropas mehr dienen, als 
wenn die Jugend Westeuropas nicht mehr . nach Natio
nen getrennt, . sondern vereinigt für die Abwehr ge
meinsam eintritt. In einer solchen westeuropäischen 
Armee. könnte Westdeutschland einen Beitrag ent
sprechend seiner Bevölkerungszahl und Steuerkraft 
leisten. Dieser Vorschlag besäße auch einen weiteren 
Vorteil. Eine solche Atlantikpaktwehrmacht könnte die 
gemeinsame Verteidigung Westdeutschlands überneh
men und auch in Deutschland Garnisonen unterhalten." 

Ich glaube, daß vor allem unsere Jugend, d ie sicher 
an der Abfassung dieser „Liebeserklärung" an Ame
rika nicht beteiligt war, sich dafür bedanken wird 
(Zuruf SPD.:· Wie ist es in der. Ostzone!). In dieser 
Zf!it, wo wir noch keinen Friedensvertrag haben und 
leider nocll nidl.t alle Kriegsgefangenen heimkehren 
konnten (Heiterkeit!), und Kräfte am Werk sind, die 
unsere Jugend als Kanonenfutter an ausländische In
teressen verschadl.ern wollen. Wenn unsere Jugend 

.noch unter den Folgen des zweiten Weltkrieges leidet, 
dann wird diese Jugend nicht nur diese Erklärungen 
des. CDU.-Pressedienstes auf das schärfste verurteilen 
und zurückweisen und ~ich nicht mißbrauchen lassen 
als Fremdenlegion für den Dollar, sondern dann wird 
unsere Jugend aucll c\agegen Stellung nehmen, was 
der ehemalige Generalstabschef Hitlers, Generaloberst 
Halder, erst kürzlich in einem Interview erklärt hat. 
Es ist überhaupt bezeichnend für die Entwicklung in 
Westdeutscllland, daß die, die Hitler geholfen haben, 
jahrelang unsere deutsche Jugtmd auf die Schlacht
bank zu treiben, daß die Könige der Anilin, der Groß
konzerne, daß derartige Kriegsverbrecher nicht nur 
nicht eingesperrt sind, ~;ondern heute bereits wieder 
Krieg ~pielen können. Sie stehen schon wieder vor 
den Generalstabskarten, geben Erklärungen ab uqd 
sprechen. davon, wie es Hitlers General.oberst Halder 
getan hat, daß man eventuell einen Rheinwall schaffen 
soll, da ja die Linie zwischen Rhein und Elbe doch 
nicht gehalten weroen kann, und daß sie an -unsere Ju
gend den Ruf richten, sich an diesem Rheinwall zu 

• sammeln. Wie unser Volk über diesen Rhelnwall 
denkt, 1ch glaube, darüber dürften keine Zweifel be
stehen. Daß. dieser Rheinwall Halders ein Wall des 
Tode!f würde, gerade für unsere werktätige Bevölke
rung hier am Rhein, darüber dürfte keine Meinungs
verschiedenheit bestehen. Wenn wir einmal Militär
fachleute des Auslandes hören, wie der immerhin nicht 
unbekannte Hauptmann Liddel Hart, ein Mitarbeiter 
des englischen Generalstabes, der kürzlich .einen gro
ßen Artikel geschrieben hat, den auch die „All
gemeine Zeitung", Mainz, zum Teil wiedergab. Er 

, spricht . davon, daß, wenn es zu einer Auseinander-
• 
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setzung käme, es unmöglich wäre, Westeuropa zu hal
ten, weder durch einen Rheinwall, noch durch einen 
neuen Atlantikw;ill, an dem schon einmal Hitler den 
vergeqHchen Versuch gemacht hat, die Alliierten auf
zuhalten. 

lch glaube, alle diese Wälle, mag es ein Atlantikwall 
sein oder der neu geplante Rheinwall des Westeu,:-o
päisct1en Paktes, der „westeuropäischen Union'', sie alle 
dien~n nicht dem Frieden, den unser Volk am meisten 
ersehnt und den die Völker der Welt wollen. Derartige 
Pläne zur Schaffung einer' westdeutschen .Armee und 
_ihre Einordnung in die „Atlantikarmee" dienen nur 
';ier Vorbereit~ng eines dritten Weltkrieges .. Deshalb 
muß unser Volk diese Pläne zur Wiederaufstellung 
einer neuen westdeutschen Armee auf das schärfste 
zurückweisen. 

Es sind inzwischen eine Reihe weitere!" Entwürfe 
gemacht worden. Ich darf nur erinnern, daß gerade die 
amerikanischa und englische Presse immer offener aus
i.pricht, daß man Westdeutschland baldmöglichst nach 
der Schaffung der westdeutschen Regierung in Bonn 
oder Frankfurt, wo sie nun · auch sitzen mag, auch eine 
A1·mee wieder geben müßte. · · 

Wir haben an den Herrn Ministerpräsidenten die 
Anfrage gel'ichtet, wie er sich verhalten hat bei der 
Konferenz der Ministerpräsidenten in Schlangenbad 
in der Frage der Aufstellung einer neuen westdeut
schen Polizeimacht. Wir glauben, daß diese west
deut~che Polizeimacht ebenfalls nur g~dacht ist als 
t-lne Vorstufe zu dieser kommenden neuen ,westdeut~ 
sehen Armee und daß ES darüber nicht nur schon 
Pläne, sondern · bestimmte Tatsachen gibt. Das be
wei,ien ja die Enthüllungen über die neuen „schwar
zen Garden", die bereits in der Bi-Zone und in Berl~n 
aufgestellt sind, die nicht nur unter dem Kommando 
des Generalobersten Halder, sondern auch des ehe
maligen Panzergenerals Guderian stehen. Diese 
,,schwarzen Garden'· tragen in der Bi-Zone· den offi
ziellen Stempel „Industriepolizei". Hinter .dieser „In
dustriepolizei'' verbergen sich also bereits die konkre
ten Maßnahmen zur Aufstellung einer solchen neuen 
v.estdeutschen Landsknechtsarmee für ausländische 
Interessen. Gerade die gegenwärtige Diskussion, die 
immer mel:lr in das Stadium der praktischen Hand
lungen tritt, indem in den nächsten Tagen dieser At
lantikpakt in seinem Entwurf veröffentlicht werden 
soll, zeigt,. daß das richtig ist, was die große konser
vative englische ·zeitun~ ,,Times" gesch;rieben hat : daß 
man konsequent vorgehen müsse und dem westdeut
schf'n Staat eine neue westdeutsche Armee geben 
müsse. Hier sehen wir also, wie dieser neue d~uts<;l1e 
Militarismus bereits Gestalt annimmt und eine un
geheure Gefahr für die werktätigen, nicht nur unse
res Landes, sondern unseres ganzen Volkes und• eine 
Bedrohung für alle friedliebenden Volker der Welt 
darstellt. Denn darüber muß sich heute jeder Mensch 
klar sein, daß Westdeutschland bei der Einbezie_hung 
in den Ailantilcpakt, in die Westeuropäische Ur;iion, 
wo es das Kanonenfutter stellen soll, nichts zu ge
winnen. sondern das Letzte zu verlieren hat. Ich er
innere .nur an den Ausspruch des bekannten amerika
nischen Journalisten Walter Lippmann, der da sagt: 
,,Wenn Westdeutschland nicht bereit ist, bei uns mit- . 
zumachen, wenn die Deutschen nicht parieren, haben 
wir eine Möglichkeit sie zu zwingen. Wir können durc!J, 
ein paar Atombomben ganz Westdeutschland in eine 
Wüste verwandeln." 

Das wäre"öie Folge einer solchen Entwicklung, wenn 
wir uns jetzt nach dem Hitlerkrieg schon· wieder an 
einem solchen Abenteuer, wie es von den intematio-

naien Mächten und den Kl'äften der deutschen und 
ausländischen Reaktion geplant ist, beteiligen würden. 
Wir haben kein lntet·esse daran, daß ein solcher 

- Rheinwall geschaff€-n wird, um hier mit einigen ame
rikanischen Atombomben eine . Wüste entstehen z1.1 
lasse11. Wir weisen deshalb ' unser Volk auf diese ge
fährliche 'Entwicklung hin und erwähnen gleichzeitig, 
daß wir uns nicht beteiligen wollen an einer solch'en 
Westeurop~ischen Union, und · daß Westdeutschland 
kein Interesse daran haben kann, daß die Westeuro-

, pä~che .Union aus dem Pakt der .5 Brüsseler Mächte 
zu einem 7er, 20e1;., oder 30er Pakt wird. so wie man 
gegenwärtig versucht, Norwegen in diesen Atlantik
pakt einzubeziehen. Es ist klar, daß dieser Atlantik
pakt kein Ver.teldigungs- sondern ein Kriegspakt sein 
wird gegen die dem,okratischen und sozialistischen 
Kräfte in der ganzen Welt. (Zuruf Abg. Dr. Wuerme
ling: Demokratisch sagten Sie!) Ja, demokratisch! 
Denn, lieber, Het'r Kollege Dr. Wuermeling, was S ie 
unter Demokratie verstehen, das v~rstehen wir nicht 
<.iarunter (Heiterkeit!) Sie verstehen unter Demokratie, 
daß einer der größten · Kriegsverbrecher wie Papen 
frei ist und in Westdeutschland .herumspazieren kann,-· 
und Sie ver„teh~n \ w~iter unter Demokratie. daß de:-

; Zauberkünstler von Hitlers Gnaden, Schacht, sich auf 
freiem Fuß befindet und für seine Verhaftung niemand 

l l zuständig ist, wÄhrend man den Antifaschisten Max 
J ,, Reimal\n eingesperrt hat. Das verstehen . Sie unter 
j Demokratie. Eine solche „Demokratie" lehnen wir ab. 

Wir verstehen etwas anderes unter Demokratie und 
wir sagen: Demokratie ist nur dann. wenn das Volk 
herrscht und d11s Vo1k bestimmt. Bei uns wird wohl 
niemand behaupten wollen, daß das Volk herrscht 
oder bestimmt, nachdem. was wir gegenwärtig bei 
den Beratungen über das Besatzungsstatut sehen, das 
Si.e so heiß ersehnen, obwohl Sie. wissen, daß dieses 
Besatzungsstatut in Wirklichkeit die reale Verfassu[)-g 
sein 111.•i.rd und ist und nicht das, was in Bonn ausga
brütet wird. Wir sehen also gerade angesichts ö,er 
gegenwärtigen ,Entwicklung die Interessen unseres 

' Volkes darin, daß wir erklären: Das Volk, besonders 
auch in Westdeutschland, an Rhein und Ruhr, hat kein 
Interesse an einem Wiederaufbau des westd~utschen 
Militarismus. Wir wenden uns gegen derartige Pläne, 
die den Fr:reden bedrohen auf das schärfste und weh
ren un.s dagegen. Wir müssen die Entwaffnung aller 
militaristischen · Orgar:i,isationen fordern! (Zuruf: Auch 
im Osten!j Dazu wollen wir Ihnen etwas sagen, voraus
gesetzt, daß Sie das erfassen können. (Heiterkeit!) Ich 
weiß nicht. ob die Frage der Wiedererstehung der 
militaristischen Gefahr mit allen Konsequenzen, die 
damit verbunden sind,< eine so erheiternde Angelegen
heit ist. Ich glaube, wenn man ein ernsthafter Politiker 
ist, muJl. man sehen, welche Gefahren sich aus einer 
solcnet;t :aemilitarisierung entwickeln können und 
muß alles tun, um sie zu verhindern. Und weil wir das 
tun, deshalb sage!), wir auch, ist 'es · nicht dasselbe, 
wenn ~zwei dasselbe tun (Heiterkeit!), denn wir Sozia
listen 'waren nie Pazifisten und pie Anarchisten. Wir 
'..\.>issen, daß, wenn ein kapitalistischer Räuber uns 
schwer bewaffnet arifäPt, man sich seiner Haut er
wehi:en und sich mit ganzer Kraft gegen den Räuber 
zur Wehr setzen muß. (Zuruf: Wir auch!) Wir sind 
keine alten Weiber in der Beziehung. Wir vertreten den 
Grundsatz, der in der sozialistischen Arbeiter-Bewe
gup.g $elbstverständHch' war und ist, der einigen von 
Ihnen entweder ein Buch mit 7 Siegeln ist oder mit 

, dem Sie sich nie die Mühe des Studiums gemacht 
hab~, \l:m sich gründlich mit der Geschichte der Ar
bei,terbewe2Ung zu befassen, Sie müßten sonst wissen, 
daß ein 'Mann wie Friedrich Engels, der größte _Mit-
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arbeiter von Karl Marx, des Begründers des wissen
schaftikhen Sozialismus, der spöttischerweise , sogar 
der „General" genannt wurde, nicht nur eine Reihe 
militär-wissenschaftlicher Abhandlungen· geschrieben 
hat, sondern gleichzeitig für eine Volks-Miliz einge
treten ist, indem er erklärt: Die sozialistische Arbeiter
bewegung, die Arbeiterklasse, muß immer das· Prinzip 
vertreten, die herrschende Klasse, die Generale und 
Offiziere zu entwaffnen und d~ Volk zu bewaffnen. 
(Unruhe, Zuruf Abg. Schmidt F., SPD.: Das habe ich 
gewußt, Herr Feller). Sie haben es trotzdem verges
!!en oder leiden· an Gedächtnisschwäche. · (Oho-Rufe!) 
!eh will Ihnen sagen, daß, wenn Engels hier die mili
lärpolitischen Grundsätze des wissenschaftlichen So-

. zialismus entwickelt, er damit einen weiteren Grund
satz jenei· kämpferischen Demokratie vertr~tt. nämlich,· 
daß die Arb~iterldasse, wenn sie um den Sozialismus 

· 1~ämpfen, wenn sie die politische Macht eines Tages 
erober11 will, sie . dazu letztep Endes Kräfte braucht, 
die Faschisten, die Reaktionäre zu entwaffnen. Das 
kann sie nur dann, wenn wir 'einmal keine Be
satzungsmächte mehr haben und wir imstande sind, 
eine demokratische Armee oder Polizei aufzustellen, 
zum Schutze dei;. demokratischen und sozialistiscl'leu 
Aufbaues. Das ist der gewaltige Unterschied. Es kommt 
immer da.rauf an, für wen ich etwas tue. (Abg. Her
mans, CDU.: Selbstverständlich!). Schütz~ ich den 

· Sozialismus, so ist mir jede Kraft und Macht recht, 
den Sozialismus zu verteidigen, schütze ich den Mo
nopolkapitalismus, so biete ich mich mit anderen 
La:ndsknechten dem 1fremden • Dollarkapitalitimt.US 
an. Als Sozialist und Demokrat muß ich das ablehnen. 
Da.s sind zweierlei Dinge. Wir vertreten den anderen 
sozialistischen Grundsatz eines August Bebel: .,Diesem 
System keinen Mann und keinen Groschen!" 

Präsident: 
Zur Beantwortung der Großen Anfrage hat. das 

Wort Staatssekretär Dr. Haberer. 

S t a a t s m i n i s t er a. D. D r. Ha b er e r : 

Meine Damen und Herren! Im Auftrage des Herrn 
M\nisterpräsidenten habe ich au! die Große Anfrage 
der Fraktion der KPD., betre!!end die Haltung der 
Landesregierung gegenüber der sogenannten Remili
tarisierung und Krl"spropaginda, folgendes zu ant
worten: 

l. An einer Ministerpräsidenten - Konferenz in 
Schlangenbad am 2. November 1948 hat weder der 
Herr Ministerprä~ident noch• ein sonstiges Mitglied der 
Landesregierung teilgenommen (Hört, hört!), weil an 
diesem Tage und an diesem Orte,eine derartige Zusam
menkunft der 11 Länderchefs der 3 westlichen Be
satzungszonen übei:haupt nicht stattgefu_nden hat. Ein'e 
Minlsterpräsdenten-Kon(eren,: in Schlangenbad hat 
stattgefunden am 28. November 1948. Bei dieser stand . 
die F1:age der Aufstellung einer kasernierten Polizei
truppe für das englisch-amerikanische Besatzungsge
biet weder au! der Ta"gesordnung, noch wurde sie · 
überhaupt besprochen. In unserem Lande hat eine 
Kasernierung der Polizei bis jetzt weder stattgefun
den noch 1st eine' solche beabsichtigt. Solche Polizei
Kasernierungen sind uns, und _zwar in der Höhe von 
246 000 Mann lediglich .aus der Ostzone bekannt, so 
daß die diesbezügliche Anfrage dei: Kommunistischen 
Fraktiori an die Adresse des Präsidenten der Inneren 
Verwaltung der Ostzone, Dr. Fischer, zu richten wäre. 
(Beifall unq Lachen!). Hiermit erledigen sich Punkt 1 
und 2 der Großen Anfrage. 

2. Dem Herrn Ministerpräsidenten und der Landes
regierung ist nichts davon bekannt, daß in der Rhei
nisch-Pfälzischen Presse fortgesetzt die Remilitari
sierung gefordert oder Kriegspropaganda betrieben 
wurde. (Zuruf Abg. Buschmann: ,.Rheinischer Mer
kur"). Druckschriften wie „Dai!y Mail" und „Frank
furter Hefte" und ähnliche erscheinen bis heute noch 
außerhalb der Grenzen von Rheinland-Pfalz (Zuruf 
Abg. Feller: Es war der „Rheinische Merkur"). Schon 
aus diesem Grunde sehen der Herr Minis'terpräsident 
und die Landesregierung keine Möglichkeit, Mittei
lungen und Aeußerungen dieser Organe zu urlterbin
den, und sie glaubt nicht, im Sinne der Fragesteller 
zu handeln, wenn sie, um sich den Einfluß zu sichern, 
entsprechende kriegerische Erörterungen ins Auge fas
sen wollte. Sollte sich eine Kriegspropaganda im Lande 
Rheinland-Pfalz bemerkbar machen, würde· s!e die 
Landesregierung zu unterbinden wissen. Dies zur Be
antwortung der Punkte 3 und 4 der Großen Anfrage. 

. (Beifall!) 

P,äsiden.t: 
Wird eine Bespredlung gewünscht? Die Unterstüt

zung ist damit gegeben, daß eine große Partei den 
Antrag stellt. Der Aeltestenrat schlägt. vor, die . Rede
zeit auf eine viertd Stunde zu beschränken. ·Wider
spruch erhebt sich nicht. Es ist demgemäß beschlossen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Jacobs (SPD.). . 

A b g, J a c o b s ; 

Meine Damen und, Herren! Es ist eine seht' lobens
werte Eigenschaft, Fragen von so grundsätzlicher Be
deutung, die unser gesamtes Volk angehen, im Rah
men einer Großen Antrage zur Diskussion zu stellen. 
Auch wir. sfnd der Auffassung: ,.Wehret den Anfän
gen". Das schließt nicht aus, daß wir einigermaßen er
staunt sind über die Urheber dieser Gl'oßen Anfrage, 
die den Mut haben, eine ;;olche Frage zum Gegen
stand einer D~batte zu machen. Denn gerade an sie 
muß doch zunächst einmal di:e Frage gerichtet werden, 
wen überhaupt dit! -Schuld dafür triift, daß es eine 
solche beklagenswerte Ausgangsstellung in Deutscll
land, nämlich Ost und West, überhaupt gibt. (Sehr 
richtig!). Wenn der Herr Kollege zur Verteidigung 

· eines, wie ich.es einmal nennen darf, pseudosoziallsti
schen Standpunktes, sich auf die großen · Väter des 
Sozialismus, wie Engels und Bebel beruft, erkläre ich 
hier im Name11. der Sozialdemokratisch,en Fraktion, 
daß wir es auf das entschiedenste ablehnen müssen, 
eben weil es uns um den Sozialismus als Idee und Be
wegung ernst ist, das, was gegenständlich In Sowjet
Rußland und den .ihm angeschlossenen Staaten· ge
schieht, mit Sqzialismus gleichzusetzen. Wir sehen in 
dem VersuCh Sowjetrußlands, -die Ostzone zu remili
tarisieren nichts anderes, als die Schaf!ung von Posi
tionen zur Erringung imp~rialistischer Ziele im Inter
esse Sowjetrußlands. Der Herr Staatssekretär hat eben 
die Zahlen genann,t, die wir als amtlich festgestellte 
für d0ie Polizeikräfte in der Ostzone annehmen können. 
Es handelt sich um 246 000 Mann, die bereits jetzt mit 
Waffen ausgerüstet sind. Ich möchte diejenige westliche· 
Besatzungsmacht. sehen, die es rp.it ihrem Sicherheits
bE:dürfnis in Einklang bringen könnte, in ihren Zonen 
auch nur einen Bruchteil dieser Waffen in den Hän
den von Deutschen zu wissen. Darüber ·hinaus ist es 
kein Geheimnis, daß das Plan-Soll für die Ostzone die 
Indienststellung und Verwendung von 400 000 Mann 
deutsche Polizei im Interesse sowjetischer imperialisti
scher Pläne vorsieht. (Zuruf Abg. Buschmann; . Wo 
haben Sie das her?}. Nach einer uns vorliegenden In-
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formation erfolgt eine sogenannte bevorzugte Entlas
sung widerrechtlich zurückgehaltener Kriegsgefange:... 
ner in Sowjetrußland u. a. unter der Bedingung einer 
Verpflichtung, für drei Jahre 4n diese Polizeitruppe 
in der Ostzone einzutreten. (Hört, hört! Zuruf Abg. 
Buschmann: Das erzählt die .Dollarpresse!). Das ist 
eine unv.ürdige Verkoppelung zweckgebundener Ver
wendung mit dem vitalsten Menschenrecht, dem An
recht, als -Unschuldiger endlich hinter dem Stacheldraht 
hervorkommen zu können, eine Maßnahme über die 
der Westen Deutschlands sich seine besonderen Ge
danken macht. Es gibt weitere Beispiele bereits durch
geführter Remilitarisierungsmaßnahmen in der Ost
zone. In Schwerin existiert' ein Amazonen-Korps, das 
seine Ausbildung •an Waffen wie Maschinengewehr, 
Pistole und Wurfgranaten erhält. (Zur.uf Abg. Feller: 
Muß Ihnen das Herz in die Hose fallen!) Abgesehen 
davon, daß es sich bei einer solchen Maßnahme ganz 
offenbar um eine Umgehung der. von - den M11itär-
1·egierungen erlassenen B~stimmungen handelt, sehen 
wir darin auch einen 'verstoß gegen den Geschmack 
und d,ie guten Sitten. Unsere Auffassung im Westen 
i.,t die, daß, :wenn übei:haupt, dann unter keinen Um-

. ständen Frauen für ein solch blutiges Handwerk ei:
,ogen werden sollen. Wo gibt es im W€sten Deutsch
lands die Stadt, die i:vie Dresden acht v. H. der ge
samten Bevölkerung in folizeidien/lten hat. Vergessen 
Sie bitte eines nicht, meine Herren von d~r Kommu- · 
nistischen Partei. Sie haben hier im Westen immerhin 
Gelegenheit, gegen etwas zu interpellieren, was unter 
Umständen beabsichtigt ist, während all das in der 
Ostzone bereits feststehende und nicht mehr zu revi
dierende Tatsache ist. (Zuruf Abg. Buschmann: Ihre 
Drohung haben wir schon lange verstanden[). Unter 
Drohung verstehe ich etwas anderes. Mir scheint, daß 
Sie durchaus noch nicht tiber die Klippe Niebergall 
in ihr€n eigenen Reihen hinweg sind, daß Sie- auch 
dort gegen eine Auffassung zu kämpfen haben, die 
sich gegen die Tendenz dieser Großen Anfrage wen'- , 
det, weil eben dieser 'Teil Ihrer Mitglieder von der 
. ganzen inneren Unwahrhaftigkeit dieser Anfrage über
zeugt ist. (Sehr richtig!) Wir haben erlebt, daß die 
gesellschaftlichen und politischen Querverbindungen 
dieses von Ihnen so gepriesenen Sowjetrußlands zu 
denjenigen "Kreisen Deutschlands, die an unserem ·un-

. glück schuld sind, nicht erst heute evident sind. -Wenn 

. Sie, Herr FelleP, darauf hJngewiesen haben, daß Sie 
es mit einem demokratischen Standpunkt nicht verein
baren könnten, der Auffassung zu sein, es sei rech
tens, ·wenn Herr v. Papen sich in Fl'eiheit befände, 
sind wir mit Ihnen ganz derselben Meinung. Nur er
lauben wir uns, in diesem Zusammenhang darauf hin- , 
zuweisen, daß derselbe Herr v. Papen im Jahre 1939 
gelegentlich des Abschlusses des Nichtangriffs- und 
Freundschaftspaktes mit Sowjetrußland in diesem 
Lande eine sehr gute Aufnahme gefunden hat. (Zuruf 
Abg.· Buschmann: Er war avch beim Papst in 1'om). 
Den Papst habe ich nicht zu verteidigen. Wir stellen 
fest, daß die entscheidenden Männer für unsere auch 
militärische Niederlage, die Männer, die für die ver
lorene Jugend von Stalingrad verantwortlich sind, 
heute zu den bestgeförderten Männern durch Rußland 
gehören. Das berechtigt uns, mit Entschiedenheit jedem 
das Recht zuzusprechen, gegen den Versuch einer · Re-:
rnilitarisierung Stellung zu nehmen,' nur nicht- Ihnen. 
Wenn die Tageszeitungen berichten, daß der General 
Müller Vorstandsmitglied der National-Demokrati
schen Partei in der Ostzone geworden ist, derselbe 
Müller, der Mitschuldiger am Debakel von Stalingrad 
ist, derselbe Müller, der an der Erinnerung einstiger 
Waffenbrüderschaft mit Sowjetl'ußland zehrt als Nach:.. 

folger derjenigen Kreise in Deutschland, die, als die 
Republik von Weimar sich in schwerstem Existenz
kampf befand, ihre Querverbindungen zu Rußland aus
bauten, dann bedarf es ganz einfach· keiner weiteren 
Be~ise dafür, daß· gerade Sie die Remilitarisierung 
Deutschlands betreiben. Wir sind gewohnt, D€utsch
land auch in dieser Frage als eine Einheit zu sehen, 
und haben deshalb die Pflicht, zu erklären, daß das, 
was sich unter Umständen im Westen" herausbildet, in 
der Ostzone bereits Tatsache und damit eine Gefahr 
ist, gegen die wir uns mit aller Entschiedenheit wen-
den. · 

Erlauben Sie mir schließlich als Vertreter einer be
stimmten Generation, Ihnel'I meine Auffassung zur 
Remilitarisierung zu !\agen. Einer Generation, · die be
reits zweimal um ihr Glück betrogen worden ist. Eine 

· Generation, die hoffentlich in ihret· Mehrheit nicht 
mehr daran denkt. den Sinn des Lebens darin zu• 
sehen, auf dem Schla~tfe-ld zu sterben, und die ·es ab
lehnt, sich zu einer Auffassung zu bekennen, in der es 
heißt: ,,Kein schön'rer Tod, als der, vom Feind er
schlagen". Wir wenden uns mit Entschiedenheit gegen 
jeden Versuch, ob vom Osten oder vom ·west:en, die 
Remilitarisien1ng Deutschlands überhaupL noch ' ein
mal in . Envägung zu ziehen. Der Krieg und seine 
Folgen haben von uns manches Opfer verlangt, man- . 
~-hes Opfer, d~s wir nicht begreifen uz:id auch Opf~r, 
die unseren Widerspruch finden müssen. Zu einem 
Opfer allerding!s sind wir sehr gerne bereit, zum Opfer 
des Verzichts, in Deutschland jemals wieder einen ein
zigen Pfennig für militärische Zwecke zu verwenden. 
Wir glauben, daß gewisse Publizifiten in diesem Land 
dem deutschen Volk einen schlechten Dienst erwiesen 
haben, wenn sie glauben, durch den Ruf nach Remili
tarisierung des West€ns einen Damm gegen die Ge
fahren aus dem Osten aufrichten zu können. Wir 
möchten nicht soweit gehen, zu behaupten, daß es 
~ich hierbei um bestellte Arbeit handelt, im Hinblick 
auf das Echo. daß diese- Vorschläge im Ausland, und 
zwar im nationalistischen Ausland gefunden haben . 
Zum Glück hat die Mehrheit des deutschen Volkes, 

. der einfache Mann, auf solche Vorschläge besser rea
giert als diejenigen in unserem Lande, die so gerne 
für sich in Anspruch · nehm!"n, alleinige Träger der 
öffentlichen · Meinungsbildung ~u sein . 

Wenn in der Zeitung des erwähnten Publizisten die 
.r'orderung erhoben wurde, die deutsche Jugend wie
der zu remilitarisieren, und sei es auch nur zu ·dem 
Zweck der Ermöglichung eines sogenannten hinhalten
den Widersta_ndes, so haben wir auch dazu unsere 
eigene Auffassung. Wir haben zwar nichts gegen das 
Tun und Lassen dieses Rezeptoren 'Während des ver
gangenen Krieges einzuwenden, weil wir bis dato im.: 
mer noch der Meinung gewesen sind, es würde sich 
um einen Gegner jeglicher Art von. Faschismus han
deln und nicht nur um einen Gegner des . spezifisch 
deutschen Nationalismus. Wir scheinen -'uns aber in 
unserer Auffassung zu unterscheiden, wenn wir. fest
stellen, daß wir nicht nur G!'.!gner eines Faschismus 
deutscher Spielart sind, sondern auch, wenn er als 
Gefahr westlich unserer Grenzen droht. In diesem 
Zusammenhang ist wohl die Frage an diesen Freund 
westdeutscher Remilitarisienmg a·ngebracht: ,,Wo 
haben Sie den letzten Krieg verbracht und wo ge
denken Sie den nächsten zu verbringen?" Die deutsche . 
Jugend hat nicht die Absicht, noch einmal für irgend
welche Interessen, die nicht ihre Interessen sind, ihre 
H~ut zu Markte zu tragen. Sie ist der Meinung, daß 
ihre Aufgabe und ihre Erfüllung in einer anderen 
Richtung zu suchen sind, als der Erwägung der Mög-
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lichkeii eines neuen Krieges. An uns wird die Forde
rung nach Reparationen gerichtet. Wir sind zu jeder 
vernünftlg;en Reparation bereit. Wir sind in erster 
Linie zu solchen Reparationen ·bereit, die man billiger
weise an uns stellen sollte, die Gefahren in unserem 
Volke auszuräumen, die unter Umständen Anlaß sein 
könnten, daß andere Länder um ihre Sicherheit ban
gen müssen. Wir glauben, daß· es ein historisches Un
glück nicht nur für Deutschland., sondern für die ganze 
Welt wäre, wenn man dem. Deutschen das Gefühl 
geben würde, ihn ausschließlich seines militärischen 
Kräftepotentials wegert zu benötigen. Icti wage d'ie 
Behauptung aufzustellen, daß die Fähigkeit der Deut
schen garnicht au! militärischem Gebiet liegt, sonst 
hätten wir nicht in kurzer Zeit zwei Kriege hinter
einander verloren. Denn zur militärischen Fähigkeit 
gehört auch die richtige Einschätzung der Stärke des 
Gegners, gehört auch die Gesamtbeurteilung der Um
~tände, ~ie für die Führung eines Krieges notwendig 
sind. Wenn ein„ L~d es notwendig hat, für eine Ge
neration wenigstens von dem Gedanken befreit zu 
werden, seine.n Weg nur über die militärische Kraft 
machen zu können, dann ist es D~utsehland und das 
deutsche Volk. Es hätte genügt, 10 Jahre diesen un
glückseligen Tag von 1933 hinauszuschieben, um in 
Deutschland eirw solche Generation herangezogen zu 
haben. Soweit unter Ihnen ehemalige Komp.-Chefs 
sind, werden Sie mir bestätigen können, daß etwa die 
Jahrgänge 1904 bis 1908 die denkbar ungeeignetsten 
im Sinne der zweifelhaften militärischen Werte waren. 
Wir· haben· die Hoffnung, daß es einer kommenden 
Generation gelingt, der Welt den Nachweis zu erbrin
gen, daß die Fähigkeiten der Deutschen au! anderen 
Gebieten liegen, um dann diese besseren und edleren 
Fähigkeiten irp Interesse Deutschlands und der ganzen 
Welt nut . .::.bar zu machen. 

Namens . meiner Generation möchte ich hier zum 
Ausdruck bringen, daß sie unverbrüchlich an die Werte 
europäischer und damit friedlicher Zusammenarbeit 
glaubt und daß wir als Angehe>rige einer geschlagenen 
Nation nicht nur aus dem Gefühl machtpolitischer 
Ohnmacht heraus an die Notwendigkeit der Schaffung 
eines wirklichen Europas glauben. In dieses Europa 
möchte die deutsche Jugend, geläutert durch die Fol
gen des Krieges, geläutert qurch die Schrecknisse, 
durch die sie iegangen ist, nicht mit Händen hin.ein
kommen, an denen Blut klebt und von denen erneut 
der Schrecken ausging. In diese europäische Gemein
scha!t möchte die deutsche Jugend, möchte meine 
Generation die Werke des· Friedens, de! Aufbaues, die 
wirklichen Werte des deutschen Volkes hineinbringen. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Steger (DP.}. 
• 

A b g. S t e g• e .r : 
Meine Damen und Hei:ren ! Die Aeußerungen, auf 

welche die Antrage der KPD. sich bezieht, haben wir 
nicht zu vertreten, aber die Anfrage selbst zeigt doch, 
wozu solche Aeußerungen gebra4cht oder, besser ge
sagt, mißbraucht werden können. Wir sind der Auf
fassung, daß durch eine derartige Anfrage versucht 
wird, Antworten heraus:;i;ulocken, die die Verwirrung 
nur vergrößern können und · die nicht zur Befriedung. 
beitragen. Wir sind einzig und allein an einer solchen 
Befriedung interessiert, denn, meine Damen und Her
ren, schließlich. haben wir die Trümmerhaufen ja täg
lich vor Augen, nicht nur die baulichen Trümmert
haufen, sondern die Trümmerha,ufen auf allen Gebie
ten des Lebens. Gerade wir in diesem Hause, die wir 

an einem neuen Staatsaufbau arbeiten, wir wissen 
doch, wie schwierig das ist. Wir verurteilen also diese 
Anfrage wegen ihres rein provokatorischen Charakters 
(Zu11,1f Abg. Feller: Wissen Sie überhaupt, was das 
bedeutet!), zwnal sie sich der sattsam bekannten 
Methode bedient: ,,Halt.et den Dieb". Wenn schließlich 
in dieser Anfrage auch von stärkster Beunruhigung 
der deutschen Bevölkerung die, Rede ist, so möchten 
wir ganz eindeutig erklärt haben,' daß die Beunruhi
gung. unter der das Leben der freiheitlich gesinnten 
Men~chen der westlichen Welt leidet, ausschließlich 
und allein von jener ~unklen Macht im Osten, her

.stammt (Zuruf Abg. Buschmann (KPD.): Ich kann 
Ihnen genau die Seite sagen aus Hitlers „Mein 
Kampf" - Aus Hitlers „Mein Kampf"· haben Sie das 
Zitat gebracht - weitere Proteste und Zurufe des 
Abg. Buschmann - Glocke des Präsidenten.) 

Präsident: 

Herr Abgeordneter Buschmann, Sie haben Gelegen
heit, nachher zu spreooen ! 

Ab g. St e ~er · (fortfahrend) : . . 
Wir haben eben eine Vorlesung über den militärwis-

senschaftlichen Sozialismus gehört. Es ist hier gesagt 
worden: Keinen Mann und keinen Groschen für das, was 
westlich ist ... Aber, meine Damen· und He'rren, alles. 
für das, was im Osten ist, nicht nur die Groschen und 
Männer, nein, auch die Frauen! - Also. wir zweifeln 
nicht daran, daß aus der Erkenntnis. die uns inzwi
'Schen geworden ist, das Verhalten der westlichen Völ
ker, auch das unsrige, letzten Endes bestimmt werden 
wird. 

I 
Präsident: 

Das Wort ~at 0 der Abgeordnete Dr, Wuermeling 
(CDU.). 

A bg. Dr. -Wuermeli~g: 
Die Antwort, die dei;. Beauftragte des Herrn Mini

sterpräsidenten auf die Große Anfrage gegeben hat, 
hatte uns an sich so befriedigt, daß wir von uns aus 

·.eine Besprechung nicht mehr für erforderlich hie\ten. 
Deswegen habe ich auch nicht die Absicht, die den 
Fraktionen gewährten 15 Minuten für die Aussprache 
hier · auszunutzen, sondern möcpte mich nur au! einige 
ganz kurze Bemerkungen t;>eschränken, . weil die CDU. 
als größte Fraktibn nicht völlig ohne jede Stellung-

. n'ahme in der Reihe der Parteien bleiben möchten. 
· Wir halten, meine Damen und Herren, die Große 
Anfrage der KPD. für nichts anderes als ein Propa
gandamanöver und · sind der Meinung, man sollte 
~olchen Manövern nicht mehr Bedeutung zumessen, als 
ihnen zukommt. Denn die Bevölkerungskreise, die . 
hinter dieser Anfrage heute noch stehen, sind ja schon 
wieder im letzten Jahr viel weniger und nicht mehr 
geworden. Man soll also nicht allzuviel über diese 
Dinge reden, weil man damit den Antragstellern nur 
den ~fallen tut, den sie gern haben möchten. 

Im übrigen zur Sache: Meine Damen und Herren! 
Wir sind zur Zeit als Deutsche wphl nicht legitimiert, 
Außenpolitik in dem Sinn zu treiben, daß wir die 
Frage einer Militarisierung überhaupt behandeln. Die 
ZuständigkeU für diese Dinge liegt ausschließlich bei 
den Besa tzungsmächten und, wenn es um die Frage 
geht, ob in dieser Ricl:itung etwas geschehen soll oder 
nicht, dann haben wir als deutsches Volk nur den 
einen Gedanken dazu: Wir wollen nichts als Frieden, 
Frieden und nochmals Frieden, weil niemand, meine 
Damen und Herren, von ·einer kriegerischen Ausein
andersetzung mehr Schaden und Nachteile zu erwart~ 
hätte, als gerade unser leidgeprüftes deutsches Voll<. 
{Zuruf Abg. Feller: ,,Der Rheinische Merkur" ver
rangt e! aber.) Meine Damen und Herren! Ich glaube, 

.. 
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daß wir in den Westzonen in dieser Tendenz restlos 
. einig sind unter uns und auch restlos einig sind mit 
den 3 westlichen Besatzungsmächten. Ich wage nicht, 
die Behauptung aufzustellen, daß drüben das Gegen
teil der Fall ist. Ich kann aber auch nicht die Be
hauptung aufstellen, daß das drüben nicht so ist, d1mn 
die Tendenzen, die sich dort in den letzten Monaten 
i:luf -diesem Gebiet - sie sind ja hier in der Debatte 
zum Teil schon behapdelt worden - bemerkbar ge
macht haben. sind• außerordentlich bedenkenerregend. 
Wenn von der KPD. hier die Gefahr einer kasernier
ten Polizei an die Wand gemalt wurde,. die bei uns 
überhaupt n1cht vorhanden ist, so möchte ich nochmals· ·I 
unterstreichen, daß gerade diese kasernierte Polizei 
in der Ostzone in Hunderttausenden von Exemplaren: 
vorhanden i:;:t, und zwar in einer Form, meine Damen 
und Herren, d>e auch unter anderen Gesichtspunkten 
das größte Aergernis erregen muß. Ich begrüße es, 
dHß diese Debatte hier Gelegenheit . bietet. einmal. 
darauf hinzuw.eisen, daß in den Ost-Berlmer Kasernen 
die männlichen und die weiblichen Polizeibeamten in 
den gleichen Schlafräumen Bett an Bett und Bett über 
Bett untergebracht. sind zur Empöru'ng der anständi-

. gen Deutschen. die )n diese Kasernen aus der R;riegs
i;,efan~~ensch?.ft in Rußland mit Versprechungen hin
t:ingelockt werden (Zurufe Frau Abg. Halein, .KPD.: 
Haben Sie das gesehen?. - Weitere Proteste der Frau 
Abg. HaleinJ. Das, meine Damen und Herren. ist das. 
was uns die Flüchtlinge aus der Ostzone mitbdngen. 
(Zwischenrufe: Abg. Buschmann. KPD.: Drüben ist die 
JV!erischentresserei ! - Abg. Ha'rein, KPD.: kh .be
schwere mich für die deutschen Frauen!) Und wir 
haben Anlaß. diesen Tatsachenberichten mehr zu glau
ben. als einer gewissen Presse, deren W.ibrhaftigkeit 
\'.'i1· kennen (Proteste bei der KPD. - Zuruf Abg. 
!· rnu HJ]ein. KPD.: Pfui. so etwas -zu sagenn. 

lVTeine Damen und '•Herren! Wenn dann von Mili
ldt'isten gesprochen wird, die hier im Lande tätig 
fein sollen. dann frage ich. wer ist denn der Herr 
Polizeipräsident Markgraf in Berlin'? Und ich frage, 
was ist denn mit der Paulus-Armee? Ist sie vielleicht, 
so\vdl sie besteht. in den Westzonen ·oder von . den 
westlicrien Allierten aufgestellt worden? Oder steht sie 
\tnter dem Schut7. derjenigen · Kräfte, denen Sie inner
lich nahestehen? /Zwischenrufe der KPD.' - Gfocke 
dP.3 Präsidenten). 

Präsid~nt: 
M'eine D;;1men und Herren! Ich darf doch bitten. zu

niichst einmal den Redner sprechen zu lassen. Ich 
muß · entsprechend einr;reifen, wenn · dauernd diese 
Z\\'ischenreden gehalten w~rden. · . . 
Ab g. Dr. W u er m e J in g (fortfahrend): 

Meine Damen und Herren! kh möchte nun :j:Um 
Schluß kommen, weil , wie ich schon sagte, ich es nicht 
für notwendig halte, mit einer langen Debatte über. 
diese Frage noch offene Türen einzurennen. Ich 
möchte lediglich noch feststellen, daß bei mir \·dllige 

· Einmütigkeit mit' d~m Herrn' Koll"!ge:1 Heller d<1rübel.'" 
besteht, daß wir uns beide über den Begriff :ier De
moknitie nicht einig sind. Wir sind uns tatsä.:hlich 
völlig uneinig über den Begriff der Demokratie, clenn 
nach unserer Auffassung von Demokratie sind die
jenigen Kräfte einzulochen, die nicht rüe unständigen 
sind, und nach Ihrer Auffassung von Demokratie wer
den die Kräfte ins Gefängnis· gesteckt, die die an
ständigen sind. Das ist der Unterschied zwischen Ihrer 
und unserer Auffassung. (Zuruf Abg. Feller, KPD: 
Die Kriegsverbrecher sind die- ,,anstän<iigen" Deut
schen'). 

Meine Damen und Herren! Damit las~en Sie mich 
zum Schluß kommen. Ich glaube nicht, daß nach der 
Debatte. die geführt worden ist, noch viel gesagt zu 
werden braucht. Es liegt uns als größte Partei daran, 
gegenüber cl,iesen „Anpflaumungen", möchte ich sagen, 
durch die Große Anfrage, eindeutig herauszustellen, 
daß wir energisch alle Bestrebungen ablehnen, die 

auf irgendetwas wie Militarismus hinzielen oder damit 
verwandt _sind. 

Die Entsetzen der beiden letzten Kriege sind über 
un~re .Heimat und .unser Vaterland gekommen und 
sind in ihrer Auswirkung so furchtbar gewesen daß 
niemand. der noch Verrtunft hat, den Wunsch l;ahe·n 
karin,. daß derartige Ereignisse .1:üch wiederholen. Wir 
haben nur einen Wunsch für unser Volk und für alle 
anderen Völker auch, den einen Wunsch. den wir be-· 
sonders an die Linke des Hauses und an den Osten 
richten, den Wuns'ch, daß wir im Sinne der Atlantik
Charta in .,Freiheit von Furcht" leben können. 

Präsident: 
Das Wort hc>.i de'r Abgeordnete Buschmann (KPD.): 

A b g, B u s c h m a n n : 
Meine DPrnen und Herren! Wenn es der tatsächliche 

Wille der- Fraktione'n' dieses Hauses ist. deren Sprecher 
sieh hier zu Wort gemeldet haben, unter all~n Um
.,Hind~m jede Art 'der Remilitarisieri,ng, zu verhin<ler'n, 
1.hnn iHi es unverständlich, wieso man die Große An
fr;1ge, die sich mit der Frage der Remilitarisierung be
schäftigt, als etne pi-ovokatorische Anfr~e b,,zeid'men 
k.anr1. Entweder i::.t das eine, das erste richtig, und 
dann ist nfon daran interessiert. ganz gleich, von weI
dler Seite irgend 'eine Anfrage· gemacht wird; auch 
dem geringsten Zweifel auf den Grund 2\1 gehen. Wenn 
ms:1n aber ' bei dem geringsten Versuch der Stellung
nahme zu irgendwelchen Bestrebungen del' Remili
tarisierung ausgesprochene Drohungen gegen die 
Fra.e;esteller folgert, dann kann kein andere, Schluß 
iihrigbleiben als der'. daß Sie in Wirklichkeit nicht be
~eit :oind. den Kampf gegen den Versuch der Reriiili
tansierung aufzunehmen. Denn Sie können doc:h kei
nen l)lren,s.chen glauben machen, keinen Menschen, 
d~r. d~~ T;:i,.ge_spres~e liest und keinen Menschen, der 
sict). Jnit d,e~· lµl,twicklung in Deutschland '1.nd mit der 
EntwlckluBg ,,m Deutschland herum befaßt, rJaß die 
Frage der Remilitarisierung des deutschen Votkes n icht 
.:Juf der Tagesordnung stE!hl. Auch, meine Herren von 
der CDU., durch Ihre Parteipresse geht doch sehon 
i:.eit Monaten i.n wiederholten Fällen ctie Diskusrion 
um diese .!frage und auch in der „Freiheit'' . . . iUn
rnhe, Zuruie: Hört, hört!) und auch im „Rheinischen 
Mer!Hll"' \md mich im- .,Mainzer Anzeiger-'. l)iese Tat
sad1e ist lebc,ndiger Ausdruck dafür. daß d::is Pl'oblem. 
der Remilitc1r!:::ieruni;( oder aber d<'r · lrnnsr.quente11 
demokr~tischen Umgestaltung auf der T;igesordnurig 
als eine politische frag~, denm L0sung unbedin~t ge
funden \~·ct'd<m muß, steht. Wir habfm w1s ·ja in un
seru Großen Anfrage au! ganz bestimmte Quellen 
Q:!rufen, die Sie Gelegenheit haben, zu jedei· :leit 
n:~d,:-.up!·ü fen . E~ i~1 . unverantw{)rtlich. un<i es ist 
11:.eine ·ernst" Stellungnahme,. wenn· man ve1.sucht, sehr 
unsachlich über diese Dinge hinwegzugehe;i 11nd dar
aus ein Pi·opagandamanöver der Kommunist,m zu 
mac:hen. Wir haben hier Zitate des Pn1ssedienstes 
CDU./CSU.L urid Sie haben G~legenheit, meine Darrien 

, und Herren, zu prüfen, ob dieser von uns zitierte 
offi.z:ie\le Pressedienst CDU./CSU. djese Tatsachen ge
schrieben hat oder nicht. kh el'innel'e Sie in rtiesem 
Zusammenhang an eine sehr weitgehende Debatte 
im Pal'lamenlarü;ehen Rat über eine Vedaut!:larung 
im Pressedienst det' Sozialdemokratischen Partei und 

· den Herren Vertretern der SPD. im Parlamentarisrhen 
Rat. Ihnen ist doch nicht die Idee gekommen, sich auf 
d~n Standpunkt :z.u ~te11en. daß eine solche Verlaut~ 
barung in· Ihrem Pressdienst nicht erfolgt wä'.·e. {Zu
·ru(: · Aber nicht über Remilitarisierung!) Ich finde es 
als recht verantwortungslos, wenn hier der Sprecher 
der cr.iu. Herr Dr. Wuermeling, ohne auf diese .von 
uns angeiührte Tatsache · zurückzugreifen, nicht ,,ur 
eine Hetze gegen die Kommunisten, sondern ich möchte 
sagen, eii'le Vöikerhetze im übelsten Sinne geführt i1at. 

Also, meine Damen und ,Herren, w~r 'haben nicht 
a'lts propagandistischen und organisatorischen Er
wägu'1gen heraus diesie Große Anfrage formuliert. Es 
ibt in diesem Zusammenhang vielleicht ganz interes~ 
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saz:it, den Inspirator dieser Großen Anfrage einmal 
beim Namen zu nennen - das bin ich. Und· ich gehöre 
der jungen Generation an, und ich gehöre gleichzeitig 
zu jener Gruppe von D.eutschen, die den Kam;)f gegen 
den Faschismus und gegen die Kriegstreiber nicht ge
sch~ut haben (Zuruf Abg. Feller: Sehr gut!), ganz 
gleich, welche Gefahren d.araus entstanden sind. Meiqe 
FreundE: und ich haben es nicht notwencjig, uns von 
irgend Jemand eine Legitimafü>n oder Erlaubnis da-. 
für zu holen, daß wir gegen die Bestrebungen der Re
militarisierung Stellung nehmen. Ich möchte deshalb 
auch persönlich diesen Angriff mit aller Entschieden
heit zurückweisen. Uns hat es nicht an Mut gefehlt, 
au<;fl nicht vor der Aera des Faschismus, gegen den 
Krieg und gegen den Militarismus mit aller . Konse
ql.lenz zu kämpfen und Tausende von uns ,haben da
für ihr Leben gelassen. Wir werden es nicht zulassen 
daß man djese Opfer, die wir in diesem Kampf g~ 
bracht haben, in den Kot tritt. (Zurufe der KPD.: Sehr 
r,lchtig!) • . . 

Ich habe bd der letzten Plenarsitzung einen Zwi
schenruf gemacht, und zwar bei einer Ausführung d~s 
Herrn Präsidenten Dr. Zimmer, als er davon spre-:-.h, 

. daß die Generalität der ehemaligen deutschen Wehr
ma~t in der Organisation der Polizei der Ostzone eine 
sehr große Rolle gespielt habe, und zwar eine solche 
Rolle, wie sie die Generalität im Westen ,Deutschlands 
niemals spielen könne .. leb habe da den Zwischenruf 
gemacht: Nennen Sie bitte Namen! Daraufhin hat Herr 
Dr. Zimmer geantwortet: Die Zeitungen schreiben es 
ja! {Zuruf pr. Zimmer: Ja, Graf von Einsiedeln!) Dar
auf habe ich in sehr sachlicher Form, und cias· wird 
mir Herr Dr .. Zimmer bestätigen, im Anschluß an die 
Sitzung mit ihm über diese Frage gesprochen und ich 
habe ihm dabei erklärt, daß ich von den fünf Polizei
präsidenten in dt1r Ostzone vier persönlich jahrelang 
kenne, daß ich mit ihnen in· der illegalen Arbeit gegel'l 
die Hitler-Politik gestanden ha,be, daß ich mit ihnen 
jahrelang in Konzentrationslagern und in Gefängnissen 
gewusen bin, daß wir an der gleichen Kette gelcg':!n 
haben. Diese Männer, das ist Rkhard Stenom für • 
Brandenburg, ist der ehemalige 'Führer der SAJ Saar
brücken, Ernst Brun, für Thüringen, das ist Hans Karl 
für Mecltle_nburg, ein Mann, <ier vor kurzer Zeit aller
dings gesto~be·n ist, und das ist ein Mann wie Ludwig 
Relle, der in Deutschland ein Begriff ist. (Zuruf 
Abgeordneter Feiler: Und in der Welt!). Das sind die
jenl.ten Männer, die die Polizei in der Ostzone führen. 
Es kann kein Zweifel da.1.1.füer bestehen, daß diese 
Männer die Polizei niemals gegen das deutsche Volk 
führen werden, und daß sie es niemals ~l'.3SSen wer
den, daß sich der Faschismus, ganz glekh in welcher 
Form, wieder in der Ostzone organisieren könnte. (Bei
fall links - Zuruf Abg. Jahn: Nehmen Sie dort 
gegen die Meinung Stellung, werden Sie verhaftet . u..nd 
eingesperrt!) Sie sollten sich doch bemühen, wenn wir 
wirklich in der Frage der demokratischen Freiheit 
Erns1 machen. (Zuruf Abgeordneter Jacobs: Sagen 
Sie nur noch, es gäbe dort nur Etholungsheime! - Ab
geordneter Jahn: Unverantwortliche Demagogie und 
Lügenhctze sind nie Demokratie!) Ich erinner~ 'sie· 
daran, daß· es einen Plan „M" gegeben hatt.. Die ;,;e
snmlc Weltpresse hat über diesen Plan „M" wochen
und monatelang gcsduleben. Millioncns-ummen ;;ind 
dafür ausgegeben worden. W,as war das Resultat? Der 
völlige Zusammenbruch und das 'Eingeständnis einer 
Erfinduf!g. Ich frage Sie, nützt denn eine .;:olche Pol:
t!k Irgendwelchen fortschrittlichen Kräften, dem deut
lichen Volk übcr,haupt, und scl\adet nicht vielmehr 
eine solche Pqlitik nicht nur den Konununis~en? Denn 
wir sind doch dabei nicht nur allein die Betroffenen. 
Das het der Hitlerkri-=g und. der Antikommunismus 
Hitler~ am besten bewiesen. \Diese Politik schadet 1cm 

gesamten deutschen Volke und darüber hinaus . auch' 
den anderen Völker.n. Da:; ist eine Tatsache die ma0n 
nicht von der Hand weisen kann. So solle~ wir also 
bei der Erörterung solcher Fragen von den bestehen
den rein sachlichen Tatsachen •ausgehen und nicht im
mer, wenn irgendeine Kritik an den bestehenden Ver
hältnissen oder1 an Irgendeiner gefährlichen Entwick
lung aufgezeigt wird, diejenigen, die es wagen, ::i.uf \ 
diese Gefahren aufmerksam zu machen - (Zuruf Ab~ 
geordneter Jacobi;: Dazu gehört im Westen kein Mut!) 
über die Frage des Mute„ bin ich bereit · mich einmal 
mit Ihnen zu unterhalten ... (Unvenständliche Zwi-
1cllenrufe des Abg. Schieder.) 

Präsident: 
Herr A.bgeord,neter Schicder! Das Wort hat He!T 

Abgeordneter Buschmann zur Zeit! 

Ab g, Buschmann (fortfaht·end): 
Wir haben ja gerade in der jüngsten Zeit immer

hin ein kleines Schul1beispiel dafür bekommen was es 
einbringen kann, wenn m,i.n !ür eine bestimmte Sache 
den Mut aufbringt, seine Meinung frei zu äußern. Irh 
möchte aber auf die letzten , Schlußäußcrungen von· 
Herrn Dr. Wuermeling zurückkommen, der sich be-

. mühte, das ganze Problem mit all seinen Kon:fequen
zen, das ganze Problem der RemilitariJSierung von der 
Tagesordnung abzusetzen mit dem einfachen Hinweis, 
daß das deutsche Volk nicht im· Stande sei, über sol1,.he 
Fragen zu diskutieren, da s.olche Fragen in das Gebiet 
der Au.ßenpolitik fall~n würden "und <laß die Außen
politik aber nicht von deutschen Vertretern. sondern 

.von den Militärregierungen logisch und kon.;equenter
weise wahrgenommen werden. Nun, wir sind der Mei
nung, daß Fragen von solcher Bedeutung das ur
eigenste Recht des deutschen Volkes sind (Zuruf links: 
Sehr richtig!) und daß auch in der Zeit der Besatzung 
die Wahrnehmung dieses Rechts in keinerlei Wider
spruch zu den felerlichen Erklärungen der Alliierten 
üb<!r die Ziele ihrer ~atzungspolitik in Dcutsd1land 
darstellt. Deshalb möchte ich abschließend sagen: Wir 
hatten nicht nur den Mut, sondern wir werden immer 
den Mut haben, gegen alle Gefahren der R'::!milita;;isie
rUJn.g und gegen alle Gefahren des Auf'kommen,s' eines 
neuen Faschismus konsequent anzukämpfen, ganz 

, gleich, wie stark -die Batailloi'le sein werden. die uns 
gegenübertreten. (Sehr gut[) 

Präsident: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, die Be

sprechung ist geschlossen. -
Wir kommen zum·Punkt 1i der Tagesordnung: Große 

Anfrage der Fraktion der KPD. betr. Realisierung d<>s 
Artikels 61 der Verfassung (Drucks. 11/814). 

Wird zur Begründung das Wort gewünscht? Es ist 
der Fall. Das Wort hat Abgeordneter Buschma1rn 

• (KPD.). 

A b g. B u s c h m a n n : 
Meine Damen und Herren! Unsere Große Anfrage, 

formuliert in der Drucksache II1 '814, war bereits im De
zember vergangenen Jahres Anlaß zu einer sehr gründ
lichen Debatte . in diesem Hause. Wir hatten damals 
den Herrn Ministerpräsidenten gefragt, warum die 
Realisierung des ArtLkels 61 der Verfassung, die Vor
bereitung eines Gesetzentwurfe:; zur Anweridung de~ 
Artikels 61 unterlassen worden seL Damals gab der 
damali.3e Wirtschaftsminister Neumayer zu unserem 
Antrag eine Erklärung ab, die wohl nicht nur bei uns, 

··--- ·-·--· -·---------'-----"' 
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sondern bei der G€samtheit des Hauses den Eindruck 
hinterließ, als ob mit dem baldigen Erscheinen eines 
Gesetzentwurfes zur Realisierung des Artikels 61 der 
Verfassung zu recllnen sei. In der damaligen iDebatt~ 
erklärte der Sprecller der CDU., Dr. Wuermeling, zu 
diesem Antrag, daß es der Wille der ODU. sei, den 
Verfassungsartikel ü'ber die Sozialisierung unter allen 
Umständen seinem vollen Inhalt nach zur Durchfüh
rung zu bringen, weil die CDU. enitschlo.ssen sei, die 
entscheidenden -Schlüssel-Industrien der ,privaten Hand 
zu entziehen, soweit das im Interes::ie des Gemeinwohls 
geboten sei. Auch der Vertreter der SPD., Abgeord'
neter Ludwig, der gleichzeitig den Wunsch der Ge
werkschaften bei seiner Stellungnahme zum Ausdruck 
brachte, forderte die baldmögliche Schaffung eines Ge
setzes zur Realisierung des Artikels 61 der Verfas.mng, 
das heißt, eines G€setzes über die Durchführung zur 
Überführung von Schlüssel-Unternehmungen, wie 
Kohle, Kali- und Erzbergbau, der eisenerzeugenden 
Industrie, der Energiewirtschaft sowie des an Schiene'n 
oder Oberleitungen gebundenen Verkehrswesens in 
Gemeineigentum. rnese Debatte spielte sich am 3. De
zember 1947 ,ab. &; ist also mehr als ein Jahr während 
dieser Zeit verstrichen. Die Landesregierung hat aber 
in dieser Frist dem· Landtag noch keinen Gesetzent- . 
wurf, der den Artikel 61 der Verfassung betrifft, vor
gelegt. Ich möchte in diesem Zusammenhang nicht ver- · 
fehlen, darauf hinzuweisen, daß sich die Landesregie
rung in die Gefahr begibt, wenn sie riicht in ·~ürzester 
Frist dem Landtag ein solches Gesetz zuleitet, einen 
Verfassungsbruch zu _begehen und daß wir vor nicht 
allzu langer ~eit von dem Herrn Justizminister ver
nommen haben, wie bis in alle Einzelheiten und Klei
nigkeiten die Landesr;egierun.g nach seiner Erklärung 
die Innehaltung der Verfassung beachtet. Ich möchte 
darauf hinweisen, daß in dem Artikel 143 der ·Verfru
sung ge:,agt wird, ,,die Regierung hat die zur Ausfüh
rung von Verfassungsbestimmungen erfor-derlichen Ge
setze binnen zwei Jahren nach dem zusammentreten 
des. Landtages den gesetzgebenden Körperschaften zur 
Beschlußfassung vorzulegen". 

Meine Damen und Herren! Die Verfassung feiert in 
Kürze ihren zweijährigen Geburtstag (Zuruf Abgeord.
neter Hertel [SPD.]: Ist sie so alt? - Weiterer Zuruf 
Abgeordneter Feller [KPD.]: Und kann immer noch 
nicht gehen - sie hat die Englisdle Krankheit!), und es 
dürfte doch nicht in der Absicht der Regierung liegen, 
daß zum. 2. Geburtstag hier ein wesentlicher Teil der 
körperlichen Bildung, der Her2usbildung der Verfas
sung, fehlen würde, so daß vielleicht aus dieser Ver
fassung ein sehr bedauerlicher .. . (Zuruf Abgeordne
ter Hertel [SPD.]: Sie kr,iegt je~zt runde Backen von 
dem neuen Schmalz!). Meine Damen und Herren! Aus 
diesen Überlegungen heraus· und insbesondere der 
immer stärkeren Erkenntnis, daß jene Kräfte in Rhein
land-Pfalz, die daran interessiert sind, unter allen Um
ständen versuchen, die Realisierung des Artikels 61 
der Verfa3sung zu verhindern, immer aktiver in ihren 
Bestrebungen- werden; fordern wir von der Landes
regierung die ' Einlösung dieser Verfassungsverspre
chung. die sie am 3. Dezember 1947 vor dem Landtag 
nochmals feierlich wiederholt hat. 

Präsident : 
Zur Beantwortung der Großen Anfrage hat qas Wort 

Herr S~aatssekretär Dr. Steinlcin. 

Staatssekretär Dr. Steinlein: 
Meine Da.men und Herrenr Es besteht nicht dli.e Ge

fahr, daß die Landesregierung einen Verfussunigs·bruch 

begehen wird, denn alle Vorbereitungen zur Durch
führung des Artrlkels 61,sind in die Weg~ geleitet. Auch 
werden dem Ministerrat die entsprechenden Entwürfe 
zugehen. '(Zuruf KPD.: Schon seit 2 Jahrenl) Sie wissen 
aber selbst, daß .in der Zwischenzeit · verschiedene 
Momen·te eine Verzögerung der Angelegenheit becling
ten, da einerseits die Besatzungsmächte der Bizon~ di~ 

· dort vorliegenden Soziatisieningsgesetze mit <ier Be
gründung abgelehnt haben. d ie Sozialisierung könne 
nur auf gemeinschaftliicher Grundlage der Länder 
durchgeführt werden. Andererseits ist auch in dem 
vorgesehenen Grundgesetz für den Deutschen Bund die 
Fra;ge der Sozialisierung zu einer Angelegenheit des 
Bunde., erklärt worden. Die Sichtung und Prüfung des 
umfangreichen Materials haben die Sch\1iie-riigkeiten 
bestimmt nicht gefördert, jedoch ist jetzt eine abschlie
ßende Beurteilung in der Form möglich, die durch di•= 
dem Ministerrat zugeleitete Vorlage erkennbar wird. 

Präsident: · • 
· Ich muß zunächst die Unterstützungsfrage stellen. 
Wird gewünscht, daß die Aussprache eröffnet wird? 
Wer dafür ist, bitte ich um ErhebLtng der rechten H:md. 
Ergebnis: 16 Stimmen der SPD. und KPD. • 

A b ,g. Dr, Zimmer (CDU.): 
Zur Gesdläfl.sordnung: Ich möchte doch bitten. die 

Deba!te darüber zu vertagen, wenn, wie der Verfret ~r 
des Herrn Ministers mitteilt, die Gesetzentwürfe 
bereits vorliegen oder demnäehst dem Parlament vor
gelegt werd1"n. dann wird sov."ieso eine Generaldebatte 
erfolgen müssen. Es ist zweckmäßig, daß wir d1e 
De.batte bis zu dem Augenblick verschieben. wo wir 
den Gesetzentwurf vor uns liegen haben. kh möchte 
d~shalb darum bitten, daß die Antrag~teller nicM auf 
einer Erörterung heute bestehen. 

Ab.g. Hertel (SPD.): 
Unsere Fraktion ist bereit. heute auf eine Aus.sp1·ache 

, zu verzichten, wenn uns als feststehend zugesirhert 
wird, daß alles darangeS€tz1. wi·rd, diesen Gesetzent
vvurf in kürzest€'r Zeit zur Beratung zu st ellen. ,,. 

Ministerpräsiden~ Altmeier: 
Meine Damen und Herren! Die Gesetzesvorlage 1i1"gt 

dem Ministen-at bereits vor. Sie wird beraten und tlem 
Landtag schnellstens 2'lUg,eleitet. 

Präsident: 
Damit glaube ich, daß eine Aussprache nicht statt-

zufinden braucht. • 
' ' 

Abg. Felle_r (KPD.): 
Wil' möchten trotzdem w idersprechen und auf der 

Aussprache bestehen aus dem einfachen Grund, weil 
wir, wie ~hon festgestellt wurde, zwei Jahre auf da.~ 
Gesetz warten, und wir nicht -e-insehen. uns noch e'.nmai 
auf unbestimmte Zeit vertrösten zu lassen. Wen11,, der 
Entwurf erfreuii.cherweise bis zui· nächsten Sit'-ung 
vorl!!.e.gen w·ürde, ~ras ich nach de-n bisherigen. Er fa!:'1-
rungen bezweifeln möchte, so sch~det es nicht~. wenn 
wir heute,in die Aussprache eintreten, nachdem bereits 
die Unterstützungsfrage gestellt ist. und -die Aussprc:ch<: 
ohne weiteres stattfinden kann. Wir können jetzt scl1on 
ein solches 0€.setz ,belprech<m. 

Präsident: 
Die Unterstützungsfrage war nod1 nicht ~estel lt . Es 

waren nicht alle Abgeordneten der SPD.-Frakt,; on da
für. Ich stelle erneut die Unterstützungsfrage. 

Zuruf Abg. Felle ,r(KPD.): 
Die Unterstützungsfrage ,var gestellt, Herr Prä.;id,.mtl 
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Präsident: • . . 
Wer dafür ist, daß in die Aussprache eingetreten 

wird, bitte 'ich um Evhebung der rechten Hand. - Es 
reicht nicht, es sind kei_n.e 16 Abgeordneten. 

A b g. F e 11 e r (KPD.): 

Ich protestiere gegen dieses Verfahren, Sie haben rii.e 
Abstimmung ohne Grund wiederholt. Es war abge
stimmt und 16 Abgeordnete hatten sich. ·bereiterk]frt, 
in die Aussprache einzutreten. Ihre zweite Abstimmung 
war somit hip.fällig un,p ges,chäftsordnungswidrig. 

Präsident : 

Während dle Besprechung stattfand, hat der 
Abgeordnete Dr. Z:immer ·<CDU.) das Wort zur Ge
llchäftsordnung gewünscht und zur Gesch;äftsordnung 
gesprochen. 

A b g. Felle r (KPD.): 
Es war abgestimmt! 

' 

' 

" 

P r ä s i de n t.: ' 
Es war noch nicl:J.t abgestimmt. Die abgegebene Er

klärung der Landesregierung hat eine völlig neue 
Situation g,eschaffen, die eine neue Abstimmung er
forderlich machte. 

Ab g. Fe II e r (KPD.): 
Man scheint Angst zu,haben vor der Aussprache. 

Präsident: 
Meine Damen und Herren! Ich darf mitteilen, daß 

mor.gen früh um 9 Uhr der Finanzausschuß mit dem 
Hauptau.sschuß zusammen tagt, um 12 Uhr tritt der 
.Ältestenrat zu einer kurzen Besprechung zusammen. 

Die nächste Sitzung findet m.orgen nachmittag, 
14 Uhr, statt. 

Die ~tzung ist g~~~· 
Schluß der Sitzung: 16.35 Uhr. • 

. ' 


